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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Per Motion forderte die APK-NR vom Bundesrat einen epidemologisch angemessenen
Fahrplan fur die schrittweise Offnung der Grenzen und Wiederherstellung der
Personenfreiziigigkeit vergleichbar mit den 3-stufigen Lockerungen im Inland. Die
Schliessung der Landesgrenzen im Zuge der Corona-Pandemie bedeutete fur
Grenzgéangerinnen und Grenzganger lange Wartezeiten und fur unverheiratete Paare
und getrennte Familien eine grosse Belastung.

Der Bundesrat stimmte dem Anliegen der Kommission zu und legte am 29. April eine
Vorgehensweise zur Lockerung der Einreise in die Schweiz und der Zulassung
auslandischer Staatsangehdriger zum Arbeitsmarkt vor. Ein erster Schritt bestehe darin,
dass ab dem 11. Mai die Gesuche von Erwerbstédtigen aus dem EU/EFTA-Raum und
Drittstaaten wieder bearbeitet werden, die vor dem 25. Méarz eingereicht wurden.
Zudem solle der Familiennachzug fur EU-Staatsangehdrige und Schweizer Burger
ermoglicht werden. Der zweite Schritt sehe ab dem 8. Juni die Bearbeitung aller
Gesuche aus dem EU/EFTA-Raum vor, wobei hierbei eine Koordination mit Kantonen
und Sozialpartnern erfolge und eine sistierte Stellenmeldepflicht aktiv werde. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion.

Der Nationalrat beriet in der ausserordentlichen Session im Mai 2020 Uber den
Vorstoss, wobei die Kommissionssprecherin Christa Markwalder (fdp, BE) darauf
drangte, die Motion fur die Wirtschaft, den Tourismus und die Grundrechte der
Schweizer Bevoélkerung anzunehmen. Die anwesende Bundesratin Karin Keller-Sutter
musste sich in der Folge zahlreichen kritischen Fragen der Nationalratinnen und
Nationalrate zur Arbeitslosigkeit, der Personenfreizlgigkeit und potenziellen kantonalen
Sonderregelungen stellen. So pladierte Nationalrat Aeschi (svp, ZG) fur die Aufhebung
der Personenfreizigigkeit zu Gunsten der Schweizer Arbeitslosen. Und Vertreterinnen
der Grenzkantone Basel, Basel-Stadt und Schaffhausen forderten eine frithere Offnung
der Grenzen zu den Nachbarldndern Deutschland und Frankreich. Bundesréatin Keller-
Sutter verwies jedoch in samtlichen Féllen auf den bereits bekannten Fahrplan des
Bundesrats. Die Motion wurde vom Nationalrat nach dieser langeren Fragerunde mit 129
zu 49 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) angenommen. '

In der Sommersession 2020 beriet der Standerat Uber die Motion der APK-NR zur
schrittweisen Offnung der Grenzen und Wiederherstellung der Personenfreiziigigkeit.
Die APK-SR hatte sich im Vorfeld der Session mit 10 zu 1 Stimmen fir die Annahme der
Motion ausgesprochen.

Kommissionssprecher Damian Miller (fdp, LU) erwdhnte in der Ratsdebatte die
inhaltliche  Unbestrittenheit der Motion innerhalb der Kommission. Ein
Kommissionsmitglied habe sich laut Muller an der Kompetenzzuschreibung gestort, da
einzig und allein der Bundesrat Uber die Grenzdffnung zu entscheiden hatte und nicht
das Parlament. Die anwesende Bundesratin Karin Keller-Sutter restimierte in der Folge
die Geschehnisse seit der Einreichung der Motion. So seien die Einreise- und
Zulassungsbeschrankungen fur Personen aus dem Schengenraum bereits am 15. Juni
2020 aufgehoben worden und auch die Personenfreizigigkeit sei wiederhergestellt
worden. Noch nicht geklart sei das Verfahren bei Touristen und Arbeitnehmenden aus
Drittstaaten, welche das Kriterium der wirtschaftlichen Notwendigkeit nicht erfullen
wlrden. Der Bundesrat werde in Absprache mit den Schengen-Staaten in den
kommenden Wochen Uber die weitergehenden Lockerungsschritte entscheiden. Die
Motion wurde, da ihr Anliegen bereits erfullt worden war, stillschweigend
angenommen. ?

Im Juni 2021 forderte Eva Herzog (sp, BS) in einer Motion, dass das Epiedemiengesetz
dahingehend geéndert wird, dass der Bundesrat bei Grenzschliessungen die
notwendigen Massnahmen ergreifen kénnen soll, um die Reisefreiheit und Mobilitat
von Grenzgangerinnen und Grenzgédngern und Einwohnerinnen und Einwohnern mit
personlicher, familiarer oder beruflicher Bindung im Grenzgebiet sicherzustellen. Da
die Corona-Pandmie nicht die letzte ihrer Art sein werde und die abgebrochenen
Verhandlungen lber das Rahmenabkommen mit der EU die Situation der Grenzregionen
nicht vereinfacht hatten, misse man praventiv Massnahmen ergreifen, um das Leben in
diesen Regionen in Krisenzeiten aufrechtzuerhalten. Eine derartige Bestimmung sei
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bereits im Covid-19-Gesetz enthalten, sei aber wie das Gesetz selber auf Ende 2021
befristet.

In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat klar, dass er sich bemiuhe,
verhéltnisméassige Massnahmen zur Pandemiebekdmpfung zu ergreifen und von einer
Mobilitatsbeschréankung absehe, wenn die epidemiologische Lage dies erlaube. Das
Motionsanliegen werde durch die Umsetzung des Epidemiengesetzes, der Covid-19-
Verordnung 3 und der Covid-19-Verordnung <«Massnahmen im Bereich des
internationalen Personenverkehrs» bereits berlcksichtigt, argumentierte der
Bundesrat. Er setze sich jedoch gegen eine explizite Regelung im Epidemiengesetz ein,
da man dadurch den eigenen Handlungsspielraum - beispielsweise bei Ausbruch einer
noch bedrohlicheren Pandemie - einschranken wdirde. Zudem sollten derartige
Massnahmen an den Binnengrenzen im Rahmen der Schengen-Zusammenarbeit
erarbeitet werden. Aus diesen Griinden beantragte er die Ablehnung der Motion. *

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Sténderat mit der Motion von Eva Herzog
(sp, BS), welche die Ergdnzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs
auch in Pandemiezeiten forderte. Die Motionérin zeigte sich erstaunt dartber, dass der
Bundesrat die Ablehnung der Motion beantragt hatte, obwohl die in der Motion
geforderte Bestimmung bereits im befristeten Covid-19-Gesetz verankert ist.
Standeratin Herzog lobte das Vorgehen des Bundesrats, der mit Fortschreiten der
Pandemie die besondere Situation der Grenzregionen mehr und mehr bertcksichtigt
habe. Sie zeigte aber wenig Verstandnis fur die Aussage des Bundesrats, dass das
Motionsanliegen erfillt sei, wo doch die Covid-Verordnungen und das Covid-Gesetz
nur befristet gelten. Sie gab sich auch nicht mit der Begrindung des Bundesrats
zufrieden, dass man mit einer derartigen Regelung im Epidemiengesetz den eigenen
Handlungsspielraum eingrenzen wirde, denn ihre Motion enthalte eine «Kann-
Formulierung» und liesse einen gentigend grossen Handlungsrahmen zu. Unterstitzung
erhielt Herzog von ihrem Parteikollegen Carlo Sommaruga (sp, GE), der durch die
Gesetzesanderung zukunftige Spannungssituationen und Blockaden im Grenzverkehr
verhindern wollte. Bundesrat Berset meinte, dass fur die Erflllung des
Motionsanliegens keine gesetzliche Anderung notwendig sei und der Bundesrat das
Thema wie bisher flexibel handhaben wolle. Nach der Pandemie werde eine Analyse der
Lage vorgenommen, die sich auch der Uberarbeitung des Epidemiengesetzes widmen
werde. Weil es wahrscheinlich eine allgemeine, umfassende Diskussion dartber geben
werde, was gedndert oder angepasst werden musse, lehne der Bundesrat vor Abschluss
der Analyse fast alle Antrage unabhangig von deren Inhalt ab, erklarte Berset. Man spiele
mit dem Antrag auf Ablehnung also nicht die Bedeutung der Motion herunter, sondern
wolle vor der anstehenden Gesetzesrevision noch keine Entscheidungen treffen, die zu
Unstimmigkeiten zwischen kiinftigen Anderungsantragen filhren kénnten. Der Standerat
liess sich von der bundesratlichen Begrindung nicht Gberzeugen und nahm die Motion
mit 29 zu 7 Stimmen an. *

Zwischenstaatliche Beziehungen

Durant I'année sous revue, les chambres ont traité deux motions relatives a la position
du gouvernement vis-a-vis de la participation de Taiwan a ’OMS. Une premiére motion
(04.3686), déposée en 2004 par André Reymond (udc, GE), qui demandait au Conseil
fédéral de statuer que la délégation suisse soutiendra la demande d’adhésion de Taiwan
a I’'OMS, ou s'abstient de voter, lorsque la République de Chine déposera sa demande
d’adhésion. Si le Conseil national a adopté cette motion au mois de mars, par 94 voix
contre 62, le Conseil des Etats I'a toutefois rejetée au mois de juin. Il a suivi a ce titre la
majorité de sa commission compétente. Il a toutefois adopté une motion apparentée
de sa commission de politique extérieure, qui demandait, elle, au Conseil fédéral de se
prononcer, au sein des instances de I'OMS, pour que Taiwan, indépendamment de son
statut international, participe a la mise en oeuvre des missions de la politique sanitaire
mondiale, en particulier en matiere de prévention, de surveillance et d'échanges
d'informations concernant les nouvelles maladies infectieuses. Le Conseil national s’est
ensuite prononcé a son tour en faveur de cette seconde motion. ®
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Gute Dienste

Im Rahmen der Covid-19-Pandemie verlangte die APK-NR Mitte April 2020 vom
Bundesrat mittels Motion die Verabschiedung eines Nachtragskredits fiir die
humanitare Hilfe in Hohe von CHF 100 Mio. Damit wollte sie den Appellen der UNO, des
IKRK und des IFRC nachkommen. Auch Materiallieferungen und die bilaterale Hilfe zur
Bekampfung des Virus sollen damit finanziert werden. Kredite kénnten zudem an
notleidende européische Lander vergeben werden, beispielsweise zur Bekampfung der
prekéren Lage in den Flichtlingslagern. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat
auf bereits getroffene Massnahmen des DEZA im Rahmen des bestehenden Budgets
und auf einen zusétzlichen Kredit von CHF 1.1 Mio. des EJPD. Darliber hinaus beschloss
er am 29. April, dass die Schweiz sich mit bis zu CHF 400 Mio. an den verschiedenen
internationalen Appellen beteiligen werde, sofern das Parlament zustimme. Diese
Summe setze sich aus einem zinslosen Darlehen von maximal CHF 200 Mio. an das IKRK,
weiteren Beitragen an die genannten Institutionen und die WHO bis zu CHF 175 Mio.
und einem Nachtragskredit von CHF 25 Mio. fur den "Catastrophe Containment and
Relief Trust" des IWF zusammen. Da der Bundesrat die Forderungen der Motion mit
diesen Massnahmen bereits erflllte, beantragte er die Annahme derselbigen.

In der Sondersession im Mai 2020 beriet der Nationalrat tUber die Motion. Roland
Fischer (glp, LU) setzte sich als Kommissionssprecher fir deren Annahme ein, da die
Massnahmen zur Eindammung des Coronavirus Entwicklungslander vor grosse
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen stellen wirden. Eine
Kommissionsminderheit Griter (svp, LU) sprach sich gegen den Nachtragskredit aus;
einerseits weil das regulare Budget fur die humanitare Hilfe ausreiche, andererseits
weil zumindest die FDP-Fraktion erreichen wolle, dass der Bundesrat selber diese
Nachtragskredite beantrage. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) forderte zudem, dass man
sich nicht noch starker flir die Finanzierung der internationalen Hilfe verschulde,
sondern Restposten in den Budgets dafir verwenden solle. Bundesrat Cassis
befurwortete die Finanzierung mittels Kreditresten und verwies auf einen
Bundesratsentscheid, wonach sowieso die Halfte der erwadhnten CHF 175 Mio.
kompensiert werden miussten, beantragte aber dennoch die Annahme der Motion.
Dieser Forderung kam der Nationalrat nach, indem er die Vorlage mit 114 zu 72 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) durchwinkte. ©

In der Sommersession 2020 kam die Motion der APK-NR zum Nachtragskredit fiir die
humanitére Hilfe in den Stédnderat. Die APK-NR hatte vom Bundesrat flr das Jahr 2020
eine Aufstockung der Kredite fur humanitare Hilfe um CHF 100 Mio. verlangt, um
substanzielle Beitrage an IKRK, UNO und IFRC und deren Covid-Hilfsprogramme leisten
zu kénnen. Die APK-SR empfehle die Motion mit 10 zu 2 Stimmen zur Annahme, gab
Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher der Kommission bekannt. Sommaruga erinnerte
daran, dass insbesondere afrikanische Staaten mit schwacher Gesundheitsinfrastruktur
und fragiler Wirtschaft besonders hart vom Coronavirus getroffen worden seien. Die
Aufrufe der internationalen Organisationen zeigten, dass enorme zuséatzliche
Anstrengungen notig seien, um die Folgen der Pandemie in diesen Staaten bewéltigen
zu kénnen. Zwar habe das Parlament im Nachtrag lla bereits CHF 307 Mio. fur die
Entwicklungshilfe freigegeben, die Motion sei aber aus drei Griinden weiterhin relevant.
Erstens sei sie ein Signal an die Bevolkerung, dass sich die Schweiz an den weltweiten
humanitaren Anstrengungen beteiligen musse. Zweitens unterstitze man damit den
Bundesrat in seinem multilateralen, humanitaren Engagement im Rahmen der Covid-19-
Krise. Und drittens signalisiere man damit, dass das EDA bis Ende Jahr Gesuche um
zuséatzliche Mittel einreichen kénne, solange die Grenze von CHF 100 Mio. eingehalten
werde. Eine Minderheit Chiesa (svp, TI) empfahl die Motion zur Ablehnung, unter
anderem weil der Bundesrat in der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021~
2024 eine weitere Erhéhung der Ausgaben flr die humanitare Hilfe auf CHF 536 Mio.
vorsehe. Gemaéass Chiesa habe der Ausbau der finanziellen Unterstutzung zugunsten
multilateraler Organisationen «System» und musse bekampft werden. Zudem sei die
Covid-bedingte Notlage in der Schweiz so gross, dass man in erster Linie die
«Schwachsten im eigenen Land» schutzen musse. Bundesrat Cassis wies die Mitglieder
des Standerats darauf hin, dass die vorliegende Motion alle vier Prioritdten der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 tangiere: Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit und Digitalisierung. Mit den bewilligten Nachtragskrediten werde man
die humanitaren Appelle des IKRK, des IFRC, der UNO sowie einen dritten Appell der G-
20-Lander unterstitzen. Laufende DEZA-Programme wirden zudem gezielt auf die
Bewaltigung der Pandemie ausgerichtet werden. Die Hélfte der geforderten CHF 100
Mio. wirden aus dem regularen Haushalt finanziert, fur die zusatzlichen Mittel nutze
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man auch die Covid-bedingten Kreditreste. Gemass Cassis erfille der Bundesrat das
Anliegen der Motion mit diesen Massnahmen bereits, weshalb er sie zur Annahme
empfehle. Die kleine Kammer stimmte mit 25 zu 12 Stimmen fur die Annahme der
Motion und folgte damit dem Beispiel des Nationalrats. ’

Im Marz 2021 beantragte der Bundesrat die Abschreibung der Motion der APK-NR,
welche damit einen Nachtragskredit fiir die humanitdre Hilfe gefordert hatte. Im
Bericht Uber Motionen und Postulate der eidgendssischen Rate im Jahre 2020 liess der
Bundesrat verlauten, dass er im April 2020 einen Kredit tber CHF 400 Mio. beschlossen
habe, um die negativen Folgen der Covid-Pandemie in von Armut, Konflikten und
Katastrophen gepragten Staaten zu mildern. Das Parlament hatte daraufhin im Nachtrag
[la nur CHF 200 Mio. an Darlehen und CHF 107.5 Mio. an Beitragen freigegeben. Diese
erflllten das Motionsanliegen aus Sicht des Bundesrats jedoch bereits. Zusatzlich zu
den Krediten in der Entwicklungshilfe habe das EJPD einen Kredit von CHF 1.1 Mio. flr
Projekte des UNO-Fluchtlingshilfswerks und des IKRK freigegeben. Die beiden Rate
schrieben die Motion kurz darauf wahrend der Sommersession 2021 ab. ®

Entwicklungspolitik

Les chambres ont examiné une motion de la conseilléere aux Etats Madeleine Amgwerd
(pdc, JU) déposée fin 2005. Cette motion demandait au Conseil fédéral de soutenir a
long terme le Fonds mondial de lutte contre le sida, la tuberculose et le paludisme en
augmentant sa cotisation annuelle en fonction de la part de la Suisse dans le revenu
brut mondial, & savoir 50 millions de dollars américains. La motion demandait
concretement que la cotisation suisse passe de 5 a 25 millions de francs pour 2006 et
qu’elle soit encore adaptée les années suivantes. Au Conseil des Etats, cette motion a
été adoptée, contre I'avis du Conseil fédéral, par 13 voix contre 10. Ce dernier estimait
en effet qu'une augmentation supplémentaire de la contribution de la Suisse au Fonds
mondial ne devait pas se faire au détriment d'autres dépenses au titre de la
coopération internationale au développement. Il a également souligné que la
Confédération soutenait d'autres institutions qui combattent également ces maladies.
Au Conseil national, une minorité de la commission (CPE-CN) emmenée par des
membres de I'UDC et du Parti libéral, a proposé de rejeter la motion pour deux raisons
principales : elle considérait, d'une part, que le fonds mondial n"était pas efficace, et,
d’autre part, que la Confédération n’avait pas les moyens d’augmenter sa contribution.
Ne considérant pas ces arguments, d’ailleurs vivement combattus, le plénum a
finalement suivi la majorité de la commission et adopté la motion en question par 86
voix contre 75. 7

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

Der Standerat CUberwies eine Motion seiner Kommission fir Verkehr und
Fernmeldewesen, welche im Verfassungsartikel 43 a die Festschreibung der Grundséatze
fir die Grundversorgung des Landes mit Infrastrukturen fordert. Der Vorstoss enthalt
allerdings keine Aufzéhlung dieser Infrastrukturen und keine Angaben, welche davon
sich ganz oder teilweise im Staatsbesitz befinden sollen. ™

Der Nationalrat stimmte der Motion der standerétlichen Kommission fir Verkehr und
Fernmeldewesen, welche im Verfassungsartikel 43a BV die Festschreibung der
Grundsatze fur die Grundversorgung des Landes mit Infrastrukturen fordert, ebenfalls
zu. Opposition gab es von Seiten der SVP und eines Teils der FDP, welche eine
Uberregulierung und einen Verlust an Flexibilitdt bei der Anpassung veralteter
Strukturen befiirchteten. "
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Konjunkturlage- und politik

Etant donné les conséquences économiques de la crise du Covid-19, le sénateur
agrarien Jakob Stark (udc, TG) a recommandé une adaptation de I'article 63 de la loi sur
les épidémies (LEp). Pour étre précis, il a préconisé une indemnisation appropriée pour
les entreprises restreintes dans leurs activités économiques par des mesures
contraignantes liées a une épidémie, comme le confinement.

Le Conseil fédéral s'est montré sceptique face & une adaptation de la LEp. Au contraire,
il estime que la LEp doit rester flexible pour répondre aux enjeux de chaque épidémie.
En outre, il a précisé que, lors de la crise du Covid-19, des mesures extraordinaires ont
été prises via la loi Covid-19.

La motion a été rejetée par 22 voix contre 8 et 3 abstentions. "

Wirtschaftsordnung

Eine flr das Wirtschaftssystem zentrale Frage stellt die Aufgabenteilung zwischen
privatem und 6ffentlichem Sektor dar. 1980 hatte B. Hunziker (fdp, AG) im Nationalrat
eine Motion eingereicht, welche darauf abzielte, gewisse bisher vom Staat
wahrgenommene Tatigkeiten einer Loésung auf privatwirtschaftlicher Basis zuzufihren.
Dem Vorstoss lag die Uberzeugung zugrunde, dass die private Wirtschaft diese
Aufgaben kostenglnstiger zu |6sen imstande sei als der Staat. Auf Antrag des
Bundesrates Uberwies die grosse Kammer die Motion in Form eines Postulats. Wahrend
der Debatte lehnte ein sozialdemokratischer Sprecher die Ubertragung staatlicher
Tatigkeiten an die Privalwirtschaft ab. Die privaten Unternehmer seien nur an der
Ubernahme jener &ffentlichen Aufgaben interessiert, die Gewinne abwerfen ; dem Staat
verblieben die Verlustgeschéfte, nach dem Motto «Privatisierung der Gewinne und
Sozialisierung der Verluste». ®

Auf politischer Ebene wachst zwar ebenfalls die Uberzeugung, dass von
marktwirtschaftlichen Steuerungsinstrumenten zumindest ebenso gute Resultate fiir
den Schutz der Umwelt zu erwarten sind, als von der bis heute vorwiegend
praktizierten Politik der Gebote, Verbote und Auflagen. Die breite praktische
Verwirklichung lasst aber noch auf sich warten. Der von einer Motion Fetz (poch, BS)
geforderte verbindliche Auftrag an den Bundesrat, mittelfristig ein Abgabesystem flr
den gewerbsmaéssigen Gebrauch von Gultern der Natur (Luft, Boden, Wasser etc.)
einzufihren, ging dem Nationalrat zu weit. Immerhin Uberwies er den Vorstoss als
Postulat, und stellte damit der Regierung die Aufgabe, einen Bericht Uber die
Zweckmassigkeit eines derartigen Abgabesystems zu verfassen. Nachdem sich die
linken und grinen Parteien schon seit langerer Zeit fur Lenkungsabgaben im Bereich
der Umweltpolitik (vgl. auch hier) eingesetzt hatten, gewann dieses Instrument in den
letzten beiden Jahren auch in den Reihen der FDP zunehmend Unterstitzung (vgl. auch
hier). Der Schweizerische Gewerbeverband meldete demgegenlber seine
grundsatzliche Opposition gegen deren Einfihrung an. ™

Der Nationalrat Uberwies eine Motion der FDP-Fraktion, welche den Bundesrat
auffordert, das Wirtschaftswachstum in das Zentrum seiner Politik zu stellen und dabei
insbesondere die staatlichen Rahmenbedingungen zu verbessern. Mit ihrem Sieg in der
Volksabstimmung Uber das neue Elektrizitaétsmarktgesetz vom 22. September
demonstrierte die Linke, welche dagegen das Referendum ergriffen hatte, einmal mehr,
dass ihr Kampf gegen Liberalisierung und Globalisierung in der Offentlichkeit breite
Unterstltzung geniesst. Dabei reichte die Front der Opposition bis weit ins burgerliche
Lager hinein: am deutlichsten abgelehnt wurde die Deregulierung des
Elektrizitatsmarktes nicht etwa von den Anhéangern der politischen Linken, sondern von
den Sympathisanten der SVP.

In der Sommersession 2014 versenkte der Standerat eine Motion der Kommission fur
Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR), die Uber die Einfiihrung von
gesetzlichen Ordnungsfristen auf eine Entlastung der Unternehmen im Bereich der
Bewilligungsverfahren abzielte. Der Nationalrat hatte dem Vorstoss im Marz mit 117 zu
53 Stimmen zugestimmt. Die kleine Kammer folgte damit dem Bundesrat und der
eigenen Kommission fir Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR), die beide das
Motionsanliegen durch die Verordnung Uber Grundsédtze und Ordnungsfristen fur
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Bewilligungsverfahren, die am 1. September 2011 in Kraft getreten war, als "weitegehend
erfillt" betrachteten. Die genannte Verordnung kennt drei Kategorien von
Verhandlungsfristen fur Bewilligungsverfahren: Behandlung innert 10 Tagen bei
einfachen Fallen, innert 40 Tagen bei massig aufwendigen Féllen und innert eines der
gesuchstellenden Person brieflich mitgeteilten Zeitraums bei sehr komplexen Féllen. *

Eine Motion Giezendanner (svp, AG) forderte 2015 die Befreiung der Unternehmen vom
Statistikaufwand und wollte Betriebe mit weniger als 50 Mitarbeitenden von den
entsprechenden durch das Bundesamt fiir Statistik (BFS) erteilten Aufgaben befreit
sehen. Eine ansonsten gleichlautende Motion Schibli (svp, ZH) forderte Uberdies eine
Prifung der Entlastungsmoglichkeiten von grésseren Unternehmen im Bereich der
Statistik. Der Bundesrat gab in seiner Antwort zu bedenken, dass mit dem geforderten
Mindestkriterium von 50 Beschaftigten 98 Prozent der Unternehmen und 44 Prozent
der Beschaftigten nicht mehr statistisch erfasst wirden und damit diese Informationen
auch nicht mehr in die politischen Entscheidungsprozesse einfliessen kénnten. Der
Nationalrat stimmte den Vorstdssen, die in der Herbstsession 2015 im Rahmen einer
dringlichen Interpellation zur Frankenstérke behandelt wurden, bei jeweils einer
Enthaltung deutlich mit 119 zu 66 Stimmen bzw. 118 zu 67 Stimmen zu. SVP, FDP, CVP
und BDP votierten fur, SP, GLP und die Grunen gegen die Motionen. Anders fiel das
Resultat im Stdnderat aus. Die kleine Kammer folgte im Marz 2016 bei zwei Enthaltungen
mit 30 zu 11 Stimmen der vorberatendenen Kommission fur Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK-SR), die die beiden Geschéafte bei einer Enthaltung einstimmig zur
Ablehnung empfohlen hatte. In der Debatte brachte Stédnderat Fohn (svp, SZ) sein
Erstaunen darlber zum Ausdruck, dass die beiden Motionen nicht von der Kommission
fur Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) behandelt worden waren. Die wirtschaftlichen
Aspekte der Vorlagen seien so in der Vorberatung zu wenig stark bertcksichtigt worden,
monierte der Schwyzer Standesvertreter. "

Die Schatzungen der Kosten von Gesetzes- und Verordnungsdnderungen, die der
Bundesrat zu erstellen und in den Berichten zu Vernehmlassungsvorlagen und in den
Botschaften ans Parlament zu publizieren hat, sollen kiinftig von einer unabhéngigen
Stelle gepruft werden. Dies sah eine 2015 eingereichte Motion der FDP-Fraktion vor, die
vom Nationalrat in der Herbstsession 2015 im Rahmen einer dringlichen Interpellation
zur Frankenstérke behandelt und bei zwei Enthaltungen mit 120 zu 64 Stimmen
angenommen und an den Stédnderat weitergereicht wurde. Das von der Motionérin
vorgebrachte Argument, wonach in der géngigen Praxis, bei der der Regulator sein
eigenes Werk prufe, ein Interessenkonflikt immanent sei, stiess bei den geschlossen fur
den Vorstoss stimmenden Nationalratinnen und Nationalraten der SVP, CVP und BDP
auf Widerhall. SP, Grune und GLP votierten ihrerseits ebenso geschlossen gegen die
FDP-Motion. ™

In der Sommeression 2016 stimmte auch der Stéanderat einer Motion der FDP-Liberalen
Fraktion zu, die forderte, dass die Schatzungen der Kosten von Gesetzes- und
Verordnungsanderungen, die der Bundesrat zu erstellen und in den Berichten zu
Vernehmlassungsvorlagen und in den Botschaften ans Parlament zu publizieren hat,
kiinftig von einer unabhangigen Stelle gepriift werden sollen. Die kleine Kammer folgte
damit auch der vorberatenden Kommission fur Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR), die
sich mit 9 zu 4 Stimmen flr das Vorhaben ausgesprochen hatte. "

Une motion reprise par Jacques-André Maire (sp/ps, NE) souhaite défendre les
consommateurs suisses face aux tromperies menées par des entreprises étrangeres
qui possedent un numéro de téléphone suisse. La motion charge le Conseil fédéral de,
premierement, prendre des mesures pour éviter que des entreprises qui ont leurs
activités a I'étranger n’obtiennent un numéro suisse de la part des fournisseurs de
télécommunications helvétiques, dans l'optique de harceler les consommateurs
suisses, et deuxiemement, de faciliter les procédures pour que chaque citoyen puisse
se protéger contre ces comportements indésirables. Selon le dépositaire, cette
pratique de harcélement téléphonique viole I'art.4, al.1, let.u de la loi fédérale contre la
concurrence déloyale (LCD) car les entreprises qui utilisent ces stratégies
commerciales exercent leurs activités économiques dans un pays tiers.

Pour sa part, le Conseil fédéral a précisé que le projet de consultation, dans le cadre de
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la révision de la loi sur les télécommunications (LTC), prenait déja en compte cette
problématique. En outre, il a mentionné le contexte international qui encadre tout
débat sur la téléecommunication. Ainsi, il propose d'attendre les recommandations de la
Conférence européenne des administrations des postes de télécommunications avant
d’envisager des pistes nationales. Par ailleurs, il a précisé que les nouvelles
technologies comme le Voice over IP ou la falsification de numéro «spoofing»
rendaient obsoletes les mesures proposées dans la motion. Lors du vote, le Conseil
national a pris le contre-pied du Conseil fédéral et a soutenu la motion par 110 voix
contre 76 et 6 abstentions. Les voix du "non" se sont élevées parmi les rangs de la
droite, et plus précisément de I'UDC et du PLR. %

Félix Muri (svp/udc, LU) a déposé une motion afin que les mandats d'impression des
marchés publics soient attribués exclusivement a des entreprises helvétiques.
L'objectif est d'encourager la création de valeur ajouté en Suisse. En outre, le
dépositaire estime nécessaire de soutenir la branche de I'imprimerie qui souffre de
désavantages comparatifs, inhérents a la législation suisse, en comparaison
internationale.

Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Non seulement la part de mandats
publics d'impression accordés a des soumissionnaires étrangers n'était que de 2 pour
cent en 2015, mais surtout les marchés publics ne représentent qu'environ 1 pour cent
du chiffre d'affaire de la branche de I'imprimerie. En outre, il a précisé que I'égalité de
traitement devait primer pour les marchés publics.

Malgré ces arguments, le Conseil national a adopté la motion par 96 voix contre 85 et 10
abstentions. Les voix de I'UDC couplées aux voix du PDC ont fait pencher la balance. ?'

Face a la complexité des régles qui régissent I'indication des prix dans les publicités,
Filippo Lombardi (pdc, Tl) a déposé une motion qui demande une adaptation de
I'ordonnance sur l’indication des prix (OIP). Premiérement, il propose qu’une
référence numérique dans la publicité suffise pour indiquer un prix au consommateur
et & la consommatrice. Il cite notamment les codes QR ou les URL en exemple.
Deuxiemement, il demande un désenchevétrement des dispositions relatives aux
indications fallacieuses des prix.

Si le Conseil fédeéral a reconnu la pertinence des deux requétes, il a considéré que les
solutions avancées ne résolvaient pas le probleme. Il a précisé que la motion
fragiliserait la sécurité juridique qui entoure I'indication des prix. De plus, il a indiqué
qu’une publicité sans indication de prix était parfaitement licite. Les sept sages
proposaient, comme alternative, I'adoption du postulat déposé, également, par le
sénateur Lombardi. Logiquement, le tessinois a retiré le deuxieme point au profit du
postulat.

Lors des débats, la thématique de la protection des consommatrices et consommateurs
a occupé le haut de I'affiche. La chambre des cantons a adopté le premier point par 20
voix contre 13. 2

Afin de défendre les consommateurs suisses face aux tromperies, Jacques-André
Maire (ps, NE) a repris une motion déposée par Jean-Francois Steiert (ps, FR). Cette
motion cible I'utilisation de numéros de téléphone suisse par des entreprises qui n‘ont
des activités économiques qu’a I'étranger. Selon la motion, cette pratique aurait pour
objectif de tromper les consommateurs helvétiques.

Aprés adoption par la chambre du peuple, la motion a été examinée par la Commission
des transports et des télécommunications du Conseil des Etats (CTT-CE). La
commission propose, sans opposition, a sa chambre de rejeter la motion. En effet, elle
estime que les objectifs de la motion ont été repris, dans la mesure du possible, dans la
révision de la loi sur les télécommunications (LTC).

La chambre des cantons s'est alignée sur la CTT-CE. Elle rejette la motion a
I'unanimité. 2
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Alors que la commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-
CE) préconisait de rejeter la motion Miri par 9 voix contre O et 4 abstentions, le
sénateur Muller (plr, LU) a relancé le débat en soulignant I'importance de soutenir le
secteur de l'imprimerie, et la possibilité d’élargir le champ d’interprétation de la
révision de la loi sur les marchés publics afin de prendre en considération la volonté de
la motion de confier les mandats d’impression exclusivement a des entreprises
suisses. Lors du vote final, la motion a été adoptée par 23 voix contre 8 et 3
abstentions.

Apres s'étre penchée étroitement sur I'affaire CarPostal, la Commission de gestion du
Conseil des Etats (CdG-CE) a déposé une motion qui vise la création d'une délégation
du Conseil fédéral consacrée aux entreprises proches de la Confédération. La CdG-
CE s'appuie sur l'article 23 de la loi sur I'organisation du gouvernement et de
I'administration (LOGA) pour justifier la création d'une telle délégation. Elle a estimé
que seul le Conseil fédéral disposerait d'une vision politique et économique a 360°
nécessaire pour renforcer la surveillance et la gouvernance de ces entreprises.

De son cbté, le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. Il a précisé que la
délégation «Energie, environnement et infrastructure» permettait déja de répondre a
|'objectif de la motion de la CdG-CE.

Lors du vote a la chambre haute, la motion a été traitée en parallele du bilan sur
I'affaire CarPostal. Elle a été rejetée par 34 voix contre 6 et 2 abstentions. #

Aprés I'adoption, par le Conseil des Etats, du point 1 de la motion Lombardi (pdc, TI), la
proposition de modification de I’ordonnance sur I'indication des prix (OIP) pour mieux
répondre aux besoins des consommateurs a été acceptée par le Conseil national. Elle
propose notamment I'utilisation de supports numériques, comme le code QR ou I'URL,
pour l'indication des prix. La chambre du peuple a donc suivi sa Commission des
affaires juridiques (CAJ-CN) qui recommandait I'adoption par 16 voix contre 7 et 1
abstention. La majorité de la CAJ-CN souligne I'amélioration de la protection des
consommateurs grace a une meilleure lisibilité due au support numérique. A I'opposé,
une minorité craignait pour la transparence en matiere d’indication des prix. En
chambre, la motion a été adoptée par 120 voix contre 54. L'UDC, le PLR et le PDC ont
imposé leur volonté. %

La loi fédérale sur les prestations de sécurité privées fournies a I'étranger (LPSP) est
entrée en vigueur en septembre 2015. Depuis, la Commission de la politique de sécurité
du Conseil des Etats (CPS-CE) estime qu'une interprétation trop stricte renforce le
risque de délocalisation d'entreprises helvétiques et affecte potentiellement la sécurité
de la Suisse. Elle a donc déposé une motion qui demande une modification de la LPSP
pour éviter I'exode des entreprises importantes pour la sécurité du pays.

Le Conseil fédeéral a proposé au Conseil des Etats de rejeter la motion. S'il admet la
problématique, il préconise une adoption de la motion Schilliger (plr, LU) (19.4297) et
|'attente du rapport d'un groupe de travail interdépartemental en charge de la
question.

La motion a été adopté par le Conseil des Etats par 28 voix contre 12, en parallele a la
motion Wicki (plr, NW) (19.3991). %

Bien que la motion Maire (ps, NE) ait été reprise par Laurence Fehlmann Rielle (ps, GE),
elle a été classée car non examinée dans les délais impartis. Cette motion souhaitait
mettre un terme a la facturation des factures papiers. L'objectif était ainsi de protéger
les consommateurs, et en particulier la fraction de consommateurs qui utilisent moins
fréequemment les outils digitaux. Le Conseil fédéral a estimé qu'il n'était pas nécessaire
de légiférer sur cette thématique et que la facture digitale comportait un avantage
écologique.
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A l'identique de I'indice des prix a la consommation (IPC), la motion Bendahan (ps, VD)
souhaite imposer un indice du pouvoir d'achat des ménages. Le Conseil fédéral a
proposé de rejeter la motion. Il considére qu'une combinaison de statistiques
actuellement publiées par I'OFS permet déja d'atteindre I'objectif du motionnaire. Au
final, la motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans le délai imparti de 2
années.

La commission de la politique de sécurité du Conseil national (CPS-CN) a préconisé par
15 voix contre 10, I'adoption de la motion déposée par sa commission sceur (CPS-CE).
Cette motion a pour objectif d'éviter I'exode des entreprises importantes pour la
sécurité du pays. La CPS-CN a étudié I'objet en paralléle de la motion Wicki (19.3991)
(plr, NW). Lors des discussions, la CPS-CN s'est prononcée a la suite du rapport du
groupe de travail interdépartemental sur la cohérence et I'interprétation de la loi
fédérale sur les prestations de sécurité privées fournies a I'étranger (LPSP), de la loi
fédérale sur le matériel de guerre (LFMG) et de la loi sur le contréle des biens (LCB). En
se basant sur le rapport, la majorité de la CPS-CN a estimé que I'application de la LPSP
entrafnait des dégats collatéraux indésirables, notamment pour I'exportation, en citant
comme exemple le cas Pilatus. A I'opposé, une minorité a estimé qu'une révision était
inopportune. Elle a d'ailleurs mis en avant I'adoption trés récente de la LPSP par le
Parlement.

Au final, la motion a été adoptée par 105 voix contre 86 et 1 abstention. Les voix de
I'UDC, du PLR et du groupe du Centre (PDC-PEV-PBD) ont fait pencher la balance. Lors
des débats en chambre, la thématique brilante de I'exportation du matériel de guerre a
occupé le haut de I'affiche. %

En novembre 2018, le rapport du Conseil fédéral «Commerce de |'or et violation des
droits de I'nomme» suite au postulat Recordon (15.3877) a mis en lumiére le réle
prépondérant de la Suisse dans le commerce international de I'or et les implications qui
en découlent en termes de droits de I'nomme et de durabilité. Afin de renforcer les
engagements de la Suisse, et notamment de garantir les conditions sociales et
environnementales liées a |'extraction d'or dans les pays en développement, Manuel
Tornare (ps, GE) a déposé une motion qui souhaite confier a la Commission
consultative de la coopération internationale la charge de mettre en place un dialogue
multipartite pour la durabilité du commerce de I'or. Le Conseil fédéral s'est prononcé
en faveur d'un rejet de la motion. Il a estimé que la coopération actuelle avec la
Commission consultative, qui s'est notamment penchée sur le rapport susmentionné
en janvier 2019, remplissait déja les objectifs du parlementaire genevois.

La motion a été reprise par Claudia Friedl (ps, SG), puis retirée en mars 2020. %

A la suite de la pandémie du Covid-19, le Conseil fédéral a décidé de suspendre les
poursuites & partir du 18 mars 2020. Cette suspension a pris fin le 16 avril 2020.
Néanmoins, la Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a
estimé que cette suspension devrait étre prolongée pour le secteur du voyage afin
d'éviter des faillites massives. Dans cette optique, la CAJ-CN a décidé par 19 voix contre
3 et 2 abstentions de déposer une motion qui vise I'octroi d'une exception pour le
secteur du voyage.

Le Conseil fédéral a rejoint les préoccupations de la motion. Il a donc proposé de
|'accepter. Cette motion concrétise une table ronde entre le Secrétariat d'Etat a
I'économie (Seco), I'Office fédéral de la justice et des associations de défenses des
consommateurs.

Les deux chambres ont adopté la motion & I'unanimité. *°

Alors que le Conseil fédéral a décidé, le 29 avril 2020, d'un assouplissement progressif
des mesures liées a la pandémie Covid-19 a partir du 11 mai 2020, la Commission de
|'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a déposé une motion qui
vise un assouplissement plus rapide pour le secteur de I'hétellerie-restauration.

Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. Il a estimé que des
assouplissements trop rapides augmenteraient considérablement les risques d'un
retour de la propagation du virus. Alors qu'une motion similaire (20.3134) de la CER-CN
a été adoptée par le Conseil national, cette motion a été retirée. ¥
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MOTION
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 30.10.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 09.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 31.05.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 10.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 22.09.2021
MARCO ACKERMANN

Une motion déposée par Thomas Hardegger (ps, ZH), puis reprise par Mattea Meyer (ps,
ZH) a été classée, faute d'examen dans le délai imparti. L'objectif de cette motion était
d'adapter les objectifs stratégiques des entreprises dont la Confédération est
I'actionnaire principal: La Poste SA, CFF et Swisscom. Pour étre précis, la motion visait
la suppression des objectifs de rendement et la création d'une base Iégale pour élargir
le réle du Parlement dans la définition de I'offre de prestations de base.

Le Conseil fédéral s'était opposé a I'objet. Il est intéressant de préciser que la motion a
été classée malgré les 54 signatures qui I'accompagnaient.

A la suite de I'adoption de la révision de la loi sur les marchés publics (LMP) et des
accords sur les marchés publics de I'OMC, le Conseil fédéral a recommandé dans son
rapport le classement de la motion Miri (udc, LU) sur I'adjudication de marchés
publics portant sur des imprimés. En effet, il considere que sa teneur est désormais
caduque. *

Le Groupe libéral-radical préconise une analyse indépendante de I|'évaluation des
conséquences de la réglementation. Alors que la motion a été adoptée par les deux
chambres en 2015 et 2016, la chambre des cantons a accepté de classer la motion. A
I'inverse, la chambre du peuple a refusé de classer la motion sur proposition de sa
Commission de I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN). Pour étre
précis, la CER-CN estime que, malgré les nouvelles directives relatives a I'analyse
d'impact de réglementation (AIR), la problématique soulevée par la motion n'a pas été
introduite. L'objet ne peut donc étre classé. >

La motion de Lisa Mazzone (verts, GE), reprise par Sophie Michaud Gigon (verts, VD),
pointe du doigt I'importation d'or «sale» en Suisse. Afin de lutter contre cette pratique,
la motion préconise une modification de I'art. 10, al. 2 de I'ordonnance sur la statistique
du commerce extérieur. Pour étre précis, l'art. 10 considére qu'en cas de
transformations substantielles, le pays d'origine de I'or est celui ou la transformation a
eu lieu. Al'inverse, afin d'améliorer la transparence dans le commerce de I'or, les deux
députées vertes estiment que le pays d'origine devrait étre celui ou I'or a effectivement
été extrait.

Le Conseil fédéral s'est opposé a la motion. Il a indiqué que les standards
meéthodologiques des statistiques du commerce extérieur étaient établis par I'ONU. Par
conséquent, une adaptation <«helvétique» empécherait les comparaisons
internationales. En outre, il a rappelé, qu'a la suite du postulat 15.3877, des travaux
étaient en cours afin d'améliorer la transparence de I'importation de I'or en Suisse.

La motion a été rejetée par les députés et députées par 101 voix contre 81. Les Verts
n'ont réussi a rallier que les voix socialistes, vert'libérales et 3 voix du groupe du
Centre. *

La motion qui visait la suspension des poursuites pour le secteur du voyage a été
classée par les deux chambres.

Im September 2021 hiess der Nationalrat als Erstrat mit 95 zu 86 Stimmen bei 3
Enthaltungen eine Motion der FDP-Fraktion zur Klarung der Verantwortlichkeiten in
der Fiihrung bundesnaher Betriebe gut. Die Fraktion verlangte, dass der Bundesrat
erstens das Vorgehen bei der Wahl des Verwaltungsrats festlegt, zweitens
verschiedenste Zustandigkeiten bei Aufgaben wie jene fur die Definition der
Unternehmensziele und der Eignerstrategie beschliesst und drittens rechtliche
Grundlagen zum Umgang mit Interessenskonflikten definiert. Die Fraktion berief sich
bei der Forderung auf Empfehlungen der OECD aus dem Jahr 2015 betreffend die
sogenannte Good-Governance staatsnaher Betriebe, welche der Bundesrat mit der
Gesetzesanpassung weitestgehend umsetzen soll. Wie Peter Schilliger (fdp, LU) im Rat
ausflihrte, nehme der Bund bei der Fihrung bundesnaher Betriebe mehrfache Rollen
als Eigner, Auftraggeber, Regulator und gegenlber der Bevdlkerung als Treuhdnder
wahr, weshalb Interessenskonflikte auftraten, die ein transparentes Management
verlangten. Als Beispiel flgte die FDP-Fraktion die Wahl von Ex-SP-Prasident und Ex-
Sténderat Christian Levrat (sp, FR) zum Verwaltungsratsprésident der Post AG durch SP-
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MOTION
DATUM: 30.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 07.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 28.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

Bundesratin Simonetta Sommaruga im Frihjahr 2021 an, wo ein Interessenskonflikt im
Raum gestanden habe.

Finanzminister Ueli Maurer vertrat im Rat die Meinung des Bundesrates, wonach kein
zusétzliches, spezielles Gesetz notig sei, da die Vielfalt bei den bundesnahen Betrieben
gross sei. Folglich sei es zielfihrender, die Oberaufsichtsfunktion des Parlaments in
den zustandigen Subkommissionen der GPK spezifisch zu verbessern. Maurer verwies
zudem auf den von Expertinnen und Experten erstellten Corporate Governance Bericht
von 2019 sowie auf den Bericht zum Postulat Abate (fdp, TI), welcher dem Bund in der
Oberaufsicht gute Noten erteilt hatte und in dem keine grésseren Massnahmen als
erforderlich erachtet worden waren. Betreffend den Vorwurf des Interessenskonflikts
im Fall Levrat erklarte Maurer, dass der hochste Posten bei der Post AG viel politisches
Fingerspitzengefuhl verlange, weshalb der SP-Magistrat als gut geeignet erachtet
worden sei. Wahrend die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und der Grinen
zusammen mit einer Mehrheit der Mitte-Fraktion dem Bundesrat folgten, setzten sich
die Fraktionen der FDP, der GLP und der SVP knapp durch und sorgten fir Annahme
der Motion. **

Pour lutter contre I'obsolescence programmée, protéger I'environnement et favoriser
le consommateur et la consommatrice, la députée Marianne Streiff-Feller (centre, BE)
souhaite étendre, dans le code des obligations (CO), le délai de garantie des biens non
périssables de deux a cinq années.

La motion n'a pas été accueillie favorablement par le Conseil fédéral. D'un c6té, il a
précisé que les pays limitrophes de la Suisse avaient un délai de deux années. Une
extension mettrait donc des batons dans les roues des producteurs helvétiques. D'un
autre coté, il a rappelé le rapport existant sur I'économie circulaire (Po. 17.3505) et les
travaux en cours sur I'obsolescence programmée (Po. 18.3248).

La motion a été adoptée par la chambre du peuple par 100 voix contre 87 et 5
abstentions. L'assemblage des voix des Verts (28), du PS (38), des Vert'libéraux (15), du
groupe du Centre (18) et de I'UDC (1) a fait pencher la balance. *

Le Conseil national et le Conseil des Etats ont suivi la recommandation du Conseil
fédéral de classer la motion sur I'adjudication de marchés publics portant sur des
imprimés.

Offentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Ende Mai 2020 beantragte die FK-NR in einer Motion, dass die im Zusammenhang mit
Covid-19  entstandenen  ausserordentlichen  Ausgaben nicht auf das
Amortisationskonto der Schuldenbremse gebucht werden. Ein Fehlbetrag auf dem
Amortisationskonto - zu diesem Zeitpunkt rechnete der Bundesrat mit einem
Fehlbetrag von knapp CHF 40 Mrd. - musste gemass Finanzhaushaltsgesetz innerhalb
von sechs Jahren abgebaut werden. Schon ohne diesen Schuldenabbau seien aber
wegen des Ruckgangs der Wirtschaftstatigkeit aufgrund der Corona-Krise in den
Finanzplanjahren 2022-2024 Massnahmen zur Haushaltssanierung notig, argumentierte
die  Finanzkommission. Deshalb  sollten die ausserordentlichen Ausgaben
ausnahmsweise als Staatsschulden verbucht werden. Der Bundesrat bestatigte in seiner
Antwort, dass die ausserordentlichen Ausgaben Ende 2020 zu einem hohen Defizit
fuhren werden. Er werde Ende Jahr eine finanzpolitische Gesamtschau erstellen und
dort die Moglichkeiten, wie mit den ausserordentlichen Ausgaben umgegangen werden
soll, diskutieren. Er wolle jedoch die «grundséatzliche Stossrichtung der
Schuldenbremse>» beibehalten und empfahl daher die Motion zur Ablehnung.

Mit einer dhnlichen Begriindung hatte Charles Juillard (cvp, JU; Mo. 20.3285) kurz zuvor
das umgekehrte Vorgehen vorgeschlagen: So sollen die ausserordentlichen Corona-
Ausgaben regular auf dem Amortisationskonto verbucht werden, die Frist zu ihrem
Abbau aber verlangert werden. ¥
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MOTION
DATUM: 10.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 22.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 21.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2021 zog die FK-NR ihre Motion kommentarlos zuriick. Darin hatte sie
verlangt, die Corona-bedingten Mehrkosten nicht als ausserordentliche Ausgaben und
somit nicht auf dem Amortisationskonto zu verbuchen. Unterdessen hatte der
Bundesrat - mit Zustimmung des Parlaments - jedoch bereits im Jahr 2020 die
entsprechenden Kosten auf das Amortisationskonto gebucht und plante, dasselbe auch
fUr das Jahr 2021 zu tun. Zudem hatte er aber auch einen Vorschlag unterbreitet, wie
die entsprechenden Schulden abgebaut werden sollen. *

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Im Gegensatz zur FK-NR, welche darauf verzichten wollte, die Corona-bedingten
Ausgaben als ausserordentliche Ausgaben zu verbuchen (Mo. 20.3470), beantragten
Charles Juillard (cvp, JU; Mo. 20.3285) sowie die Mitte-Fraktion (Mo. 20.3300) in einer
Motion, die «Schuldenbremse zu respektieren und die Ventilklausel zu nutzen».
Samtliche Ausgaben zur Bewaltigung der Coronakrise sollten entsprechend als
ausserordentliche Ausgaben verbucht werden. Da die auf das Amortisationskonto der
Schuldenbremse gebuchten Ausgaben innert sechs Jahren kompensiert werden
mussten, dies aber bei den Corona-Ausgaben aufgrund ihrer Hohe «nicht realistisch»
sei, sollte daflir eine Fristerstreckung beantragt werden. Wie auch bei der Motion der
Finanzkommission verwies der Bundesrat auf die finanzpolitische Gesamtschau, die er
Ende 2020 durchfuhren werde. In der Herbstsession 2020 folgte der Standerat
stillschweigend einem Ordnungsantrag Francais (fdp, VD) auf Zuweisung der Motion
Juillard an die FK-SR. Die Kommission musse eine Bestandsaufnahme zu diesem Thema
machen, argumentierte Francais. *

Im Mai 2021 schlug die FK-SR in einer Motion vor, die Zusatzausschiittungen des Jahres
2020 (CHF 660 Mio.) der SNB dem Amortisationskonto gutzuschreiben und somit zum
Abbau der Corona-Schulden zu verwenden. Anders als die Motion ihrer
Schwesterkommission, welche neben den Zusatzausschuttungen auch den Grundbetrag
der Ausschuttungen auf das Amortisationskonto buchen wollte, plante die
standerétliche Kommission, den Grundbetrag tber CHF 2 Mrd. wie geplant dem
ordentlichen Haushalt zukommen zu lassen. Demnach héatten «Zusatzausschuttungen
[..] klar den Charakter von ausserordentlichen Einnahmen», begrindete die
Kommission ihren Vorstoss. Im August 2021 beantragte der Bundesrat die Ablehnung
der Motion, da er den generellen Vorschlag der standeratlichen Kommission in der
Zwischenzeit als eine von zwei Méglichkeiten in seine Botschaft zum Abbau der Covid-
19-Schulden aufgenommen hatte: So sollen die Schulden neben der Verwendung der
ordentlichen Uberschiisse in den kommenden Jahren entweder Uber die
Zusatzausschittungen der SNB oder Uber eine Umbuchung der als ordentliche
Uberschiisse verbuchten Ertrage aus frilheren Jahren abgebaut werden. Gleichzeitig
hatte er jedoch darauf verzichtet, die bereits verbuchten Zusatzausschuttungen aus
dem Jahr 2020 neu zuzuweisen und seine Regelung stattdessen auf die ab 2021
anfallenden Ausschuttungen beschrankt.

Nachdem Bundesrat und Kommission dieses aktuelle Projekt des Bundesrates in der
Herbstsession 2021 erlautert hatten, zog die Kommission ihre Motion, die von einer
Minderheit Zanetti (sp, SO) abgelehnt worden war, zurtck. *©

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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MOTION
DATUM: 15.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 15.12.2020
JOELLE SCHNEUWLY

MOTION
DATUM: 16.06.2021
JOELLE SCHNEUWLY

Gesundheitspolitik

Die Kritik an der Pflichtlagerhaltung des Bundes im Rahmen der Corona-Pandemie
nahm Thomas Burgherr (svp, AG) in einer Motion auf, stellte dem entsprechenden
Konzept des Bundes jedoch generell eine gute Note aus. Dennoch forderte er den
Bundesrat auf, das «Konzept der Pflichtlagerhaltung zu liberpriifen und den
Produktkatalog und die Bedarfsabdeckung auszuweiten», insbesondere bei den
Medizinprodukten. Zu prifen sei auch ein Multisourcing, also ein Bezug von mehreren
Quellen, um die Abhéngigkeit von einzelnen Anbietenden zu verringern. Beibehalten
wollte er hingegen ausdricklich die wirtschaftliche  Orientierung der
Pflichtlagerhaltung. Der Bundesrat pflichtete der Notwendigkeit einer solchen Analyse
bei, erganzte diese aber um die Bereiche «Schutzausristungen» und «Biozide», also
insbesondere um Atemschutzmasken sowie Desinfektionsmittel. Zudem betonte er,
dass die Pflichtlagerhaltung nicht das alleinige Mittel zur Sicherstellung eines ndtigen
Bestandes sei, so stellten auch freiwillige Lagerhaltungsvertrage mit Unternehmen, eine
Verpflichtung von Unternehmen zu Mindestvorraten oder der Aufbau inlandischer
Produktionskapazitaten denkbare Moglichkeiten dar. In der Herbst- respektive
Wintersession 2020 sprachen sich National- und Standerat stillschweigend fur die
Motion aus, nachdem sie zuvor auch von der SiK-SR beflirwortet worden war. *

Die SGK-SR forderte den Bundesrat mittels einer Motion dazu auf, seine
Datenmanagementpolitik im Gesundheitsbereich zu andern. Wahrend der
Wintersession 2020 erlduterte Johanna Gapany (fdp, FR) flr die Kommission, dass im
Zuge der Covid-19-Krise einige Llicken bezuglich der Verwaltung und Veroffentlichung
von medizinischen Daten hatten festgestellt werden kdnnen, die es zu schliessen gelte.
Mit der «Open Government Data»-Strategie 2019-2023 kénne die Arbeit des
Datenmanagements, bei  welchem es  sich um  ein unverzichtbares
Entscheidungsinstrument handle, zumindest zu gewissen Teilen erleichtert werden.
Daher strebe man mit der Motion eine zlgige Umsetzung dieser Strategie an. Weiter sei
die Vergleichbarkeit von Zahlen wie etwa der Anzahl durchgefihrter Tests oder der
Auslastung der Spitéaler ausserst zentral, weil diese eine wichtige Grundlage fur die
Legitimation von Entscheidungen darstellten. Um diese in Zukunft sicherzustellen, solle
das BAG in Krisenzeiten Uber eine zentralisierte Datenbank verfligen, die vollstdndige
und taglich aktualisierte Daten zu materiellen und personellen Ressourcen umfasse.
Dabei musse auch die Praxis anderer Staaten bertcksichtigt werden, da man von
ebendiesen lernen koénne. Das Geschaft beinhaltete zudem die Forderung, auf
Grundlage des EpG den Abschluss von internationalen Abkommen (ber den
Informations- und Datenaustausch im Epidemiefall voranzutreiben. EDI-Vorsteher
Berset hielt fest, es handle sich beim Vorstoss im breiteren Sinne um ein «écho» auf
die beiden Motionen 18.3432 und 18.3433. Aus den gleichen Uberlegungen wie von
Gapany dargelegt, begrusse der Bundesrat den Vorstoss. Das Geschaft wurde in der
Folge stillschweigend angenommen. *

Stillschweigend nahm der Nationalrat in der Sommersession 2021 eine
Kommissionsmotion der SGK-SR an, die ein besseres Datenmanagement im
Gesundheitsbereich zum Ziel hatte. Damit folgte er der Empfehlung der SGK-NR,
welche eine gute Datenbasis als grundlegend erachtet hatte, um eine
«evidenzbasiertel...] Gesundheitspolitik» zu entwickeln und das Management im
Gesundheitswesen richtig zu planen.
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MOTION
DATUM: 04.10.1990
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATUM: 02.11.1990
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATUM: 13.12.1991
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATUM: 02.10.2007
MARIANNE BENTELI

Epidemien

Dieselbe Haltung nahm auch das Eidgendssische Versicherungsgericht ein, welches
entschied, der Vorbehalt einer Krankenkasse gegeniiber einer HIV-positiven Frau sei
zuldssig gewesen. Fachleute befurchteten, mit diesen beiden Urteilen werde der fir die
Betroffenen Uberaus schmerzlichen Ausgrenzung noch weiter Vorschub geleistet. Um
zumindest die versicherungsrechtliche Diskriminierung zu verhindern, reichte der
Genfer SP-Nationalrat Longet eine Motion (Mo. 90.826) ein, die sicherstellen soll, dass
HIV-positive Personen in der Krankenversicherung und der beruflichen Vorsorge nicht
benachteiligt werden. Die Motion wurde als Postulat dem Bundesrat Gberwiesen. *

Emotionsloser verlief der Internationale Kongress iiber AIDS-Pravention, der anfangs
November in Montreux (VD) stattfand. Die Fachleute aus aller Welt waren sich dabei
einig, dass Evaluation ein wichtiger Bestandteil jeder Pravention sei und deshalb
unbedingt zuverlassigere Daten Uber die Verbreitung der HIV-Infektion erhoben werden
missten. Das BAG mochte so im Einvernehmen mit der Verbindung der Schweizer Arzte
FMH die Bevdlkerung mit unverkntUpfbaren anonymen Stichproben auf ihre
Seropositivitat testen lassen. In diesem Sinn reichte Nationalrat Gunter (Idu, BE; Mo.
90.349) eine Motion ein, welche die Durchflihrung anonymer HIV-Tests bei Rekruten
verlangt. Die Motion wurde nach dem Ausscheiden Giulnters aus dem Rat
abgeschrieben. *

Zur Diskussion steht auch immer wieder die Stellung der HIV-Positiven und AIDS-
Kranken in den Sozialversicherungen. In seiner Stellungnahme zu einer Motion von
Felten (sp, BS) verwies der Bundesrat auf das im Vorjahr vom Eidgendssischen
Versicherungsgericht gefallte Urteil, wonach eine HIV-Infektion als Krankheit im
Rechtssinne zu bezeichnen sei. HIV-Positive wirden demzufolge bei Vorbehalten oder
der Verweigerung von Zusatzversicherungen nicht speziell diskriminiert, sondern
lediglich wie andere Kranke behandelt. Er bekraftigte erneut seinen Wunsch nach
einem Obligatorium in der Krankenversicherung, womit die Vorbehalte bei der
Grundversicherung dahinfallen wirden, und erinnerte daran, dass im BVG
Mindestleistungen ohne Vorbehalt garantiert sind. Im Uberobligatorischen Bereich und
bei den Zusatzversicherungen lehnte er spezifische Ausnahmen fur HIV-Positive und
AIDS-Kranke hingegen ab, da dies nach seiner Auffassung eher noch zu einer weiteren
Ausgrenzung der von AIDS Betroffenen fihren kénnte. Auf seinen Antrag hin wurde die
Motion nur als Postulat angenommen. *

Mit einer Motion verlangte Stédnderat Stadler (cvp, UR) eine Ergédnzung des
Epidemiengesetzes in dem Sinn, dass die Kantone nichtérztliche Therapeuten im
Bereich der Komplementéarmethoden in die Koordination der Massnahmen zur
Bekampfung libertragbarer Krankheiten einzubeziehen haben. Diese Therapeuten
seien von Gesetzes wegen zu verpflichten, Personen mit Ubertragbaren Krankheiten an
einen Arzt weiterzuleiten und gleichzeitig der kantonalen Behdérde eine Meldung mit
den Angaben zu erstatten, die zur Identifizierung erkrankter, infizierter oder
exponierter Personen notwendig sind. Der Bundesrat beantragte Ablehnung der
Motion. Das Epidemiengesetz weise die Behandlung Ubertragbarer Krankheiten allein
der Arzteschaft zu. Bei den nichtarztlichen Komplementartherapeuten bestiinden keine
allgemeinen Standards fur deren Qualifikation. Die Frage der Reglementierung und
Anerkennung dieser Berufe konne nicht vor der Abstimmung zur Volksinitiative "Ja zur
Komplementarmedizin" an die Hand genommen werden. Stadler entgegnete, es gehe
ihm nicht um eine Anerkennung alternativer Heilmethoden und auch nicht darum, das
arztliche Monopol der Behandlung von Infektionskrankheiten aufzubrechen. Ungeachtet
der Diskussionen um die Komplementérmedizin sei es einfach eine Tatsache, dass
nichtérztliche Therapeuten oft die erste Anlaufsstelle flir Patientinnen und Patienten
seien. Deshalb seien sie zu verpflichten, die entsprechenden Meldungen und
Uberweisungen vorzunehmen. Mit 15 zu 14 Stimmen wurde die Motion knapp
angenommen. ¥
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MOTION
DATUM: 04.12.2007
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATUM: 13.06.2008
LINDA ROHRER

MOTION
DATUM: 18.09.2008
LINDA ROHRER

MOTION
DATUM: 10.12.2009
LINDA ROHRER

MOTION
DATUM: 12.09.2019
JOELLE SCHNEUWLY

Mit der Ausbreitung der Gefahr von Pandemien (Sars, Ubertragung der Vogelgrippe auf
den Menschen) wird es immer wichtiger, eine lickenlose Einbindung moglichst aller
Staaten in weltgesundheitliche Aufgaben zu erreichen. Die aussenpolitische
Kommission des Standerates forderte den Bundesrat mit einer Motion auf, sich bei der
WHO fiir den Einbezug Taiwans in die Pravention, die Uberwachung sowie in den
Informationsaustausch von neu auftretenden Infektionskrankheiten einzusetzen,
ungeachtet seines internationalen Status. Da das bereits seit Langerem der von den
Schweizer Behorden verfolgten Haltung in den internationalen Gremien entspricht,
beantragte der Bundesrat Annahme der Motion. In beiden Kammern wurde betont, das
bedeute keine Abkehr der Schweiz von der seit 1950 betriebenen ,Ein-China™-Politik;
hier gehe es vielmehr um eine pragmatische Handhabung eines weltweiten
Gesundheitsrisikos. Der Vorstoss wurde von beiden Raten oppositionslos angenommen.
(Fur eine Motion, welche eine Vollmitgliedschaft Taiwans in der WHO verlangte, siehe
hier) “®

Eine Motion des Nationalrates Zemp (cvp, AG) forderte den Bundesrat auf, das
Tierseuchengesetz von 1966 so anzupassen, dass eine aktivere und vor allem schnellere
Pravention von Tierseuchen und Zoonosen sichergestellt werden kann. Begriindet
wurde diese Forderung damit, dass man in der Schweiz aufgrund des verstéarkten
globalen Tier- und Warenverkehrs in Zukunft vermehrt mit neu auftretenden
Tierseuchen rechnen miusse. Der Bundesrat teilte diese Ansicht ebenso wie der
Nationalrat, welcher die Motion annahm. *°

Mit einer Motion hatte Stédnderat Stadler (cvp, UR) im vorhergehenden Jahr eine
Ergdnzung des Epidemiengesetzes in dem Sinn gefordert, dass die Kantone
nichtarztliche Therapeuten im Bereich der Komplementdrmethoden in die
Koordination der Massnahmen zur Bekampfung libertragbarer Krankheiten
einbeziehen sollen. Die Motion war im Standerat mit 15 zu 14 Stimmen knapp
angenommen worden. Der Nationalrat hingegen vertrat die Meinung, dass die
Pandemievorbereitungen in der Schweiz bereits interkantonal und interdisziplinar
ausreichend organisiert seien und lehnte die Motion daher ab. *°

Auch in diesem Jahr sorgte die Masernepidemie flr verschiedene Vorstosse im
Parlament. So forderte eine Motion Cassis (fdp, Tl) (Motion 09.3046) vom Bundesrat die
Erarbeitung eines Eliminationsplanes bezlglich der Masernbekampfung, die Umsetzung
des Planes geméass WHO-Vorgaben und eine Elimination der Masern in der Schweiz bis
Ende 2010. Diese Forderungen entstanden, weil die Schweiz im internationalen
Vergleich, was die Masernbekdmpfung angeht, sehr schlecht dastehe. Der Bundesrat
schloss sich diesem Vorhaben an und empfahl die Motion zur Annahme. Auch der
Nationalrat ging damit einig und nahm die Motion an. Ebenfalls angenommen haben
beide Ratskammern eine Motion Gutzwiller (fdp, ZH), welche die gleichen Ziele
verfolgte. *

Eine von Damian Muller (fdp, LU) eingereichte Motion zur Eliminierung von Hepatitis
wurde in der Herbstsession 2019 vom Stéanderat behandelt. Muller wollte mit seinem
Vorstoss die Erweiterung des Nachfolgeprogramms vom NHPS um virale Hepatitis
erreichen, mit welchem neben HIV nun auch Hepatitis A und B bis 2030 eliminiert
werden sollen. Dies entspreche dem Ziel der WHO und der zivilgesellschaftlichen
Initiative «Schweizer Hepatitis-Strategie». Wahrend die Schweiz bezlglich der
Bekdampfung von HIV eine Vorreiterrolle einnehme, sei dies bei Hepatitis nicht der Fall.
Die beiden Infektionskrankheiten belasteten das Schweizer Gesundheitswesen
gleichermassen, daher sollten sie auch auf die gleiche Ebene gestellt werden, so der
Motionar in der Herbstsession 2019. Landesweit seien 80'000 Personen von
chronischer Hepatitis betroffen. Viele wlssten allerdings nichts von ihrer Erkrankung
und so wirden jahrlich 200 Leute - gleich viele wie bei Verkehrsunfallen - an einer
viralen Hepatitis sterben. Dabei gebe es gegen Hepatitis B eigentlich eine Impfung und
Hepatitis C sei gut heilbar. Folglich sei die Schliessung von Versorgungslicken, vor allem
in den Bereichen Aufkléarung, Testen, Impfen und Behandeln, essentiell.

Gesundheitsminister Alain Berset unterstutzte die Vorlage zwar, merkte jedoch an, dass
die Falle von Hepatitis B und C in der Schweiz langsam abnahmen. Grund daflr sei
unter anderem die Untersuchung von Schwangeren, die eine Ubertragung von Hepatitis
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B von der Mutter auf das Kind verhindere. Hepatitis C sei in der Vergangenheit vor allem
durch verunreinigte Blutkonserven sowie nicht ausreichend sterilisierte Nadeln im
medizinischen Bereich wie auch beim Drogenkonsum Ubertragen worden. Dank der
Einfihrung von Einmalprodukten habe diese Ubertragungsart aber reduziert werden
kénnen. Wie bereits bei der Interpellation Stockli (sp, BE) zur «Reduktion der
Krankheitslast von nichtibertragbaren Krankheiten» (Ip. 19.3706) sehe der Bundesrat
zwar eine moglichst effektive Durchfihrung der Vorsorge, nicht aber eine
Vorsorgeuntersuchung flr die gesamte Bevdlkerung vor. Im Anschluss an diese Worte
nahm der Sténderat die Motion stillschweigend an. %

Im April 2020 forderte die SGK-SR als Reaktion auf die Corona-Pandemie in einer
Motion Massnahmen flr eine Erh6hung der Versorgungssicherheit bei Medikamenten
und Impfstoffen. Konkret sollen ein «Inventar der Schwierigkeiten bei der Versorgung
mit Medikamenten und Impfstoffen» erstellt und entsprechende Losungen -
insbesondere in Form einer haufigeren Produktion in der Schweiz oder in Europa -
gesucht werden. Alternativ sind aber auch internationale Abnahmevertréage,
Lagerbestdande von Bund und Kantonen sowie die Anderung des Mandats der
Armeeapotheke zu einer Bundesapotheke in Ausnahmeféllen zu Uberprifen. Der
Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme darauf, dass die entsprechenden
Versorgungsengpasse bereits vor der Pandemie zugenommen hatten, wie er auch im
Bericht zum Postulat Heim (sp, SO; Po. 12.3426) dargelegt habe. Er wolle die
Kommissionsforderung in einen Folgebericht zum Postulat Heim, welchen das BAG, das
BWL, Swissmedic und die Armeeapotheke am Erstellen seien, aufnehmen.
Stillschweigend sprachen sich Sténde- und Nationalrat in der ausserordentlichen
Session 2020 respektive in der Sommersession 2020 fir Annahme des Postulats aus. >

Ende April 2020 hatten die WAK-NR (Mo. 20.3133) und die WAK-SR (Mo. 20.3159) zwei
identische Motionen eingereicht, mit denen sie den «Restart», also die
Wiedereroffnung der Corona-bedingt temporar geschlossenen Unternehmen, die der
Bundesrat in drei Schritten bereits angekindigt hatte, planen wollten. In den Motionen
forderten die Kommissionen einerseits eine Definition von erlaubten Tatigkeiten fur
diejenigen Betriebe, die auch nach dem 11. Mai 2020, auf den der Bundesrat
weitreichende Offnungen angekiindigt hatte, noch nicht 6ffnen kénnen. Andererseits
wollten sie sicherstellen, dass auch Schulen und Kinderbetreuungsstatten auf
denselben Termin hin gedffnet wirden. In beiden Kommissionen lehnten linke oder
links-griine Minderheiten die Motionen ab. Der Bundesrat erachtete die Motionen als
weitgehend erfillt und empfahl sie zur Annahme.

Fur die WAK-SR verdeutlichte Christian Levrat (sp, FR) das Verstédndnis der Kommission
fur die gesundheitlichen Bedenken des Bundesrates, verwies aber auf die hohen
wirtschaftlichen Kosten dieser Einschrankungen. Zudem sei die Forderung mit dem
«retour progressif a la normale» des Bundesrats vereinbar. Gleichzeitig nutzte Levrat
die Chance, um den Bundesrat im Namen der Kommission zu einer moéglichst schnellen
Aufhebung der Einschrédnkungen zu ermuntern. Roberto Zanetti (sp, SO) erachtete die
Motion einerseits als erflllt und lehnte es andererseits ab, «in Krisenzeiten dem
Bundesrat [...] ins Handwerk [zu] pfuschen». Stillschweigend sprach sich der Stéanderat
far die Motion aus.

Tags darauf folgte eine ahnliche Debatte im Nationalrat, die jedoch aufgrund der
ebenfalls behandelten Motionen 20.3136 und 20.3134 der WAK-NR zur allgemeinen
Offnung sowie zur Wiedereréffnung der Restaurants deutlich ausfiihrlicher ausfiel. Die
Argumente  blieben jedoch grosstenteils dieselben.  Zuséatzlich  kritisierte
Minderheitensprecher Wermuth (sp, AG) aber auch die Art der Beschlussfassung durch
die Kommissionsmehrheit. So habe diese ihre Entscheidung nach kurzer eigenstéandiger
Interpretation der entsprechenden Statistiken und ohne Anhérung von Expertinnen und
Experten getroffen. Zudem fehlten dem Parlament geméss Wermuth die
Entscheidungsgrundlagen, weil man noch nie in einer solchen Situation gewesen sei.
Mit 125 zu 61 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) nahm jedoch auch der Nationalrat die
Motion 20.3133 an, womit das Anliegen insgesamt als angenommen galt.
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Mitte April 2020, kurz nachdem der Bundesrat Uber die geplanten stufenweisen
Lockerungen der Corona-bedingten Massnahmen informiert hatte, reichte die WAK-NR
drei Motionen ein, mit denen sie die Schliessungen weitgehend - und weitergehend als
der Bundesrat - aufheben wollte. Neben den Motionen 20.3133 und 20.3134 verlangte
die Motion 20.3136 eine grundsatzliche Offnung der o&ffentlich zuganglichen
Einrichtungen auf den 11. Mai 2020. Konkret sollten etwa Einkaufsladen, Restaurants,
Sportzentren, Museen oder Campingplatze 6ffnen dirfen und «kleinere offentliche
oder private Veranstaltungen und Vereinsaktivitaten» wieder erlaubt werden - die
Einhaltung der Distanz- und Hygienemassnahmen vorausgesetzt. Der Bundesrat verwies
in der Folge auf das Risiko eines Wiederanstiegs der Fallzahlen durch einen erhdhten
Publikumsverkehr, wodurch erneute Einschrankungen nétig wirden. Folglich seien
schrittweise Lockerungen wichtig, um deren Folgen abschatzen zu kénnen. Damit
empfahl er die Motion in Ubereinstimmung mit einer Minderheit Bendahan (sp, VD) zur
Ablehnung. In der ausserordentlichen Session im Frihjahr 2020 behandelte der
Nationalrat die drei Motionen zusammen. Leo Muller (cvp, LU) flhrte flur die
Kommission aus, dass man vom Bundesrat insbesondere eine Konkretisierung der
Offnungskonzepte und der Zeitplane verlange. Insgesamt seien aber die massiven
Eingriffe in die Freiheitsrechte der Blrgerinnen und Blrger und die Eingriffe in die
Wirtschaft zu beenden. Minderheitensprecher Bendahan argumentierte, dass nur die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die beste Vorgehensweise abschéatzen
kénnten und man folglich dem Bundesrat vertrauen solle, der sich auf deren
Empfehlungen stltze. Auch fur die Wirtschaft sei es wichtig, erst zu 6ffnen, wenn man
davon ausgehen kénne, dass die Fallzahlen nicht wieder stark anstiegen. Mit 126 zu 63
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Motion ab, wobei ihr eine
Mehrheit der SVP-Fraktion sowie Minderheiten der FDP-, der Mitte- und der GLP-
Fraktion zustimmten. *°

Nachdem der Stédnderat eine Motion Mdller (fdp, LU) zur Eliminierung von Hepatitis
stillschweigend angenommen hatte, empfahl im Februar 2020 auch eine einstimmige
SGK-NR ihrem Rat den Vorstoss zur Annahme. Die Kommission begrusste in ihrem
Bericht, dass virale Hepatitiden ins Nationale Programm zu Uberwachung, Verhiitung
und Bekédmpfung sexuell Ubertragbarer Infektionen 2022-2030 (NAPS), das derzeit
erarbeitet werde, einbezogen werden sollen. lhrer Meinung nach stelle dies einen
entscheidenden Beitrag zur Eliminierung von Hepatitis B und C in der Schweiz dar. In
der Sommersession 2020 folgte der Nationalrat diesem Entscheid und nahm die Motion
diskussionslos an. ®

Im Mai 2020 - und somit nachdem der Bundesrat die ersten Lockerungen der
Massnahmen zur Bekémpfung des Covid-19-Virus vorgenommen hatte - wehrte sich die
SVP-Fraktion mittels einer Motion gegen das Corona-bedingte Notrecht. Die Fraktion
verlangte die Beendigung der ausserordentlichen respektive der besonderen Lage
gemass Epidemiengesetz (EpG) und einen Verzicht auf weitere auf dem EpG
basierenden Massnahmen. Zudem soll der Bundesrat auf dringliche Kredite,
Verordnungen und soweit moglich auf restriktive Massnahmen verzichten und
stattdessen die «Eigenverantwortung der Blrger in den Vordergrund [...] stellen».
Wichtig sei jetzt vor allem die Krisenvorsorge fur eine «beflrchtete zweite Welle», die
strikte Kontrolle der Landesgrenze sowie ein strikter Inldndervorrang. Es sei «im
Grundsatz unbestritten, dass der Schutz der Bevolkerung ohne massive Staatseingriffe
und unter Wiederherstellung der verfassungsmassigen Ordnung gewahrleistet werden
kann», argumentierte die Fraktion und verwies Uberdies auf die Kosten der
Einschrankungen in der Hohe von woéchentlich CHF 6 Mrd. Die Geféhrlichkeit der
Pandemie sei Uberdies Uberschatzt worden, wie sich etwa an den Infektionszahlen, am
Bedarf an Intensivstationsplatzen oder an den Todesféllen zeige. Der Bundesrat betonte
einerseits, dass eine vollstandige Aufhebung der Massnahmen zu diesem Zeitpunkt
nicht moglich sei, dass er diese aber auf eine gesetzliche Grundlage stellen wolle. Er
betonte, dass die «ausserordentliche Lage» in der Zwischenzeit durch die «besondere
Lage» ersetzt worden sei und verwies auf die bereits erfolgten Lockerungsschritte
sowie auf die Quaranténepflicht flr Einreisende und auf die Stellenmeldepflicht fur die
Arbeitgebenden als Antwort auf die letzten beiden Forderungen. Mangels
Handlungsbedarf empfahl er die Motion folglich zur Ablehnung. In der Herbstsession
2020 lehnte der Nationalrat die Motion mit 140 zu 54 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die
befurwortenden Stimmen sowie die Enthaltung stammten von den Mitgliedern der SVP-
Fraktion und einem Mitglied der FDP.Liberalen-Fraktion.
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Mit einer Motion forderte Sophie Michaud Gigon (gp, VD) den Bundesrat zum Ergreifen
von Massnahmen bezlglich des Wiederaufbaus des Ethanol-Pflichtlagers des Bundes
oder zur Delegation dieser Aufgabe an eine Drittpartei auf. Die mit der Covid-19-
Pandemie verbundene hdhere Nachfrage nach Desinfektionsmitteln, die aus Ethanol
bestehen, habe zu Unterbrichen in der Lieferkette und zu héheren Preisen geflihrt. In
der Vergangenheit habe die Schweiz tUber ein Lager von 8'000-10'000 Tonnen Ethanol
verflgt. Dieses sei allerdings im Zuge «der Privatisierung des Profitcenters der
Eidgendssischen Alkoholverwaltung» 2018 verkauft worden. Hatte man wahrend der
Pandemie noch uber die entsprechenden Ressourcen verfligt, so ware der Einsatz von
«Geld und Energie» erspart geblieben. In seiner Stellungnahme begrisste der
Bundesrat den Vorstoss. Die Corona-Krise habe die Wichtigkeit von Ethanol aufgezeigt.
Bis zur Gesamtschau der Pflichtlagerhaltung, die der Bundesrat im Zusammenhang mit
einer Motion Burgherr (svp, AG; Mo. 20.3197) ausarbeite, soll mit einer Ubergangslésung
eine angemessene Ethanolversorgung sichergestellt werden. Daflr beantragte das BWL
im Nachtrag llb zum Voranschlag 2020 CHF 95'000. In der Herbstsession 2020 nahm
der Nationalrat das Geschéaft diskussionslos und stillschweigend an. ®

Die Versorgungsverbesserung und Zulassungsvereinfachung von Impfstoffen war
Gegenstand einer Motion Heim (sp, SO), welche im Mérz 2019 - also noch vor der Covid-
19-Pandemie - eingereicht wurde. Heim verlangte vom Bundesrat die Schaffung
entsprechender rechtlicher Grundlagen. Unter anderem wollte sie eine Harmonisierung
der Zulassungskriterien zwischen Swissmedic und der EMA erreichen, um Liefer- und
Versorgungsengpasse zu unterbinden. Sie forderte die Vereinfachung der
Einfuhrbestimmungen und die Ubernahme der Kosten von importierten Impfstoffen
durch die OKP. Obwohl sich der Impfstoffmangel nicht nur auf die Schweiz auswirke,
seien einige Probleme wie die hohen Markteintrittshirden «hausgemacht». Angesichts
der hohen Eintrittskosten in den kleinen Schweizer Markt sahen viele Hersteller davon
ab, hierzulande Fuss zu fassen. Ein weiteres Problem betreffe die dezentrale
Versorgung, wodurch die Impfstoffe von einer grossen Anzahl Leistungserbringenden
selbst bestellt wirden. Diese mussten jedoch fur die Einfuhr kleinerer Produktmengen
Sondergenehmigungen einholen. Der Bundesrat beantragte - ebenfalls noch im Jahr
2019 - die Ablehnung der Motion, da ein betrachtlicher Teil der Forderungen bereits
umgesetzt worden sei. Trotzdem teile er die Meinung, dass die Verbesserung der
Impfstoffversorgung zentral sei. Sollte eine Evaluation zur Wirksamkeit der getroffenen
Massnahmen, die Ende 2020 publiziert werden soll, nicht zufriedenstellend sein,
mussten weitere Schritte gepruft werden. Im Friuhjahr 2021 kam die Motion, welche
nach dem Ausscheiden Heims aus der grossen Kammer von Angelo Barrile (sp, ZH)
Ubernommen worden war, in den Nationalrat. Infolge der krankheitsbedingten Absenz
Barriles kam sie dort diskussionslos zur Abstimmung. Diese fiel mit 180 zu 1 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) fir die Motion aus, wobei die einzige Gegenstimme von Markus
Ritter (mitte, SG) stammte. *

Nationalrat Olivier Feller (fdp, VD) wollte den Bundesrat dazu anhalten, die notwendigen
Massnahmen zu ergreifen, um Apotheken die Durchfiihrung serologischer Tests zu
erlauben. Mittels eines Nachweises von Antikorpern kdonnten Personen identifiziert
werden, welche bereits mit dem Coronavirus infiziert waren, ohne gezwungenermassen
Krankheitssymptome aufzuweisen. Das Durchfiihren serologischer Tests kdnne somit
zur besseren Schatzung des Prozentsatzes der Bevolkerung, welcher bereits an Covid-
19 erkrankt war, dienen. Weiter gaben die Tests Aufschluss Uber die Erholung der
Patientinnen und Patienten, zudem kénnte ihre Immunitat aufgrund bereits erfolgter
Covid-19-Erkrankungen untersucht werden, so Feller in seiner Begrindung von Anfang
Mai 2020. In seiner Stellungnahme empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung. Er
erachtete die Tests als ungeeignet fur die individuelle Diagnostik, da unter anderem
noch nicht nachgewiesen sei, ob Antikérper tatsdchlich vor dem Virus schuitzten.
Sollten die serologischen Tests dereinst trotzdem fur die individuelle Diagnostik
angewendet werden kénnen, kdonnte dafur auf die Testkapazitaten der bestehenden
Laboratorien zurtckgegriffen werden, so dass sich eine Ausweitung auf die Apotheken
erlbrige. Den Nationalrat schienen die Worte der bundesratlichen Stellungnahme
jedoch nicht zu Uberzeugen, er nahm die Motion in der Frihjahrssession 2021
stillschweigend an. ¢°
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Die uneingeschrinkte und mdglichst rasche Einfiihrung der Covid-19-Schnelltests
sowie deren Finanzierung durch den Bund verlangte Jacqueline de Quattro (fdp, VD) im
Oktober 2020 in einer Motion. So musse die Schweiz mehr Covid-19-Tests durchfihren,
was durch die Einfihrung der Schnelltests ermoglicht werde. Entsprechend storte sie
sich an der Vorgabe des Bundesrates, Schnelltests nur bei Symptomen und fur
Personen, die keiner Risikogruppe angehdéren, zuzulassen. Mit einer uneingeschrankten
Zulassung - wie sie zum Beispiel Deutschland und Frankreich kennen - kénne die
Pandemie eingeddmmt werden, wovon sowohl die Wirtschaft als auch das Gesundheits-
oder Bildungspersonal profitieren wurden. Der Bundesrat erlauterte in seiner
Stellungnahme die verschiedenen Ausweitungen der Testkapazitdéten und der
Kostenlbernahme, welche er in den letzten Monaten vorgenommen hatte, und
erachtete die Motion mit diesen Massnahmen als erflllt. Der Nationalrat lehnte die
Motion in der Frihjahrssession 2021 stillschweigend ab. ¢'

Im Marz 2021 reichte Pirmin Schwander (svp, SZ) eine Motion ein, mit der er die
finanziellen Unterstiitzungsmassnahmen aus dem Covid-19-Gesetz in ein separates
Covid-19-Finanzhilfengesetz liberfiihren wollte. Da sich das Referendum gegen das
Covid-19-Gesetz vor allem «gegen die sanitarischen Massnahmen und das
<Notrechtsregime> insgesamt» richte, sollten die weniger umstrittenen Finanzhilfen bei
einer Ablehnung des Covid-19-Gesetzes an der Urne in ein separates Gesetz Ubertragen
und somit weitergefuhrt werden. Der Bundesrat verwies jedoch darauf, dass gemass
Bundesverfassung eine Erneuerung oder materielle Retuschen nach einer Ablehnung
eines dringlichen Gesetzes an der Urne unzuléssig seien — moglich sei nur die Aufnahme
in die nicht dringliche Gesetzgebung, woflr das ordentliche Gesetzgebungsverfahren
eingehalten werden mdusse. Damit sei jedoch ein nahtloses Inkrafttreten der
Wirtschaftshilfen auf den Zeitpunkt nach Ablauf der dringlichen Verordnungen nicht
moglich. Er empfahl die Motion somit zur Ablehnung. Nach Bestatigung des Covid-19-
Gesetzes an der Urne blieb die Motion vorerst unbehandelt. ¢

In der Frihjahrssession 2021 befasste sich der Nationalrat mit einer im Dezember 2020
eingereichten Motion Dobler (fdp, SG), die auf eine Anderung des Epidemiengesetzes
abzielte. Konkret forderte der Motionar eine Anderung ebendieses Gesetzes, die es
dem Bund erméglichen soll, das Erheben von Daten auf Bundesebene zu steuern und
zu koordinieren. Zudem solle die Wirtschaft stérker in diesen Prozess eingebunden
werden. Demnach sei eine bessere kantonale Bekampfung der Covid-19-Pandemie
durch den zu spéten, zu stark variierenden und zu seltenen Einsatz des Contact-
Tracings und weiterer digitaler Mdglichkeiten verhindert worden, argumentierte der
Motionar. In einer Pandemie musse der Féderalismus zugunsten einer starkeren Rolle
des Bundes zurtickstecken; dies sei sowohl effizienter als auch guinstiger. Der Bundesrat
begrisste die vorgeschlagene Gesetzesanderung. Diskussionslos und stillschweigend
nahm der Nationalrat den Vorstoss an.

Mitte Marz 2021, nachdem sich National- und Standerat gegen die Aufnahme eines
verbindlichen Offnungstermins ins Covid-19-Gesetz ausgesprochen hatten, reichten
Thomas Aeschi (svp, ZG; Mo. 21.3157) und Marco Chiesa (svp, TI; Mo. 21.3441) in beiden
Raten gleichlautende Motionen ein, mit denen sie die Corona-bedingte besondere
Lage nach Artikel 6 des Epidemiengesetzes aufheben lassen wollten. Da das
Epidemiengesetz die besondere Lage als Situation definiere, in welcher die
«ordentlichen Vollzugsorgane» dem Schutz der Bevolkerung vor Ubertragbaren
Krankheiten nicht gewachsen seien, die Vollzugsorgane aber in der Uber zwdlf Monate
andauernden Krise die Situation in den Griff bekommen héatten - Thomas Aeschi
erwahnte insbesondere die zurlickgegangene Auslastung der Spitaler, die wirksamen
Schutzkonzepte sowie die Impfung von geféhrdeten Personen -, seien die
Voraussetzungen fur die besondere Lage nicht mehr gegeben.

Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf die zweite Situation, in der die besondere
Lage geméss EpG ausgerufen werden kénne: Wenn namlich die WHO eine
gesundheitliche Notlage feststelle und die «o6ffentliche Gesundheit in der Schweiz
gefahrdet» sei. Aktuell liessen die gesetzlichen Kriterien eine Ruckkehr zur normalen
Lage nicht zu, betonte der Bundesrat.

In der Sommersession 2021 behandelten National- und Stédnderat die beiden Motionen
im Rahmen einer von der Mehrheit der SVP-Fraktion flr diese zwei Vorstdsse
verlangten ausserordentlichen Session. Nach kurzen Wortmeldungen der Motionare
sowie von Gesundheitsminister Berset lehnte der Nationalrat die Motion mit 127 zu 54
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Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab, der Standerat tat es ihm mit 25 zu 16 Stimmen gleich.
Im Nationalrat unterstutzte die Mehrheit der SVP-Fraktion sowie eine Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion den Vorstoss, konnten damit jedoch keine Mehrheit erzielen.

Im Januar 2021 reichte die SGK-NR eine Motion ein, mit der das Gesundheitssystem auf
ein «erneutels] Aufflammen der Pandemie» vorbereitet werden sollte. Demnach
sollte der Bundesrat die Kantone anweisen, die Spitdler sowie die Alters- und
Pflegeheime finanziell so zu unterstutzen, dass sie sich auf eine erneute Covid-Welle
vorbereiten kénnen. So stérte sich die Kommission zum einen daran, dass die
Kantonsérztinnen und Kantonsarzte bei Personalmangel die Quaranténepflicht in den
Alters- und Pflegeheimen aufheben kénnen, wodurch die besonders stark gefahrdeten
Seniorinnen und Senioren in den entsprechenden Heimen zusatzlicher Gefahr
ausgesetzt wirden. Folglich sollten die Kantone die Finanzen fur eine Aufstockung des
Pflegepersonals sprechen, alternativ kdnnten auch die «Kapazitaten der Armee» zur
Verflgung gestellt werden. Zum anderen standen bei den Spitalern geméass Kommission
im April 2020 zusatzlich zu den normalerweise vorhandenen 1000 Intensivpflegeplatzen
500 weitere Platze zur Verfligung. Da die Spitéler, welche diese zusatzlichen Platze
bereitgestellt hatten, dafur jedoch nur teilweise entschadigt worden seien, wirden
diese zukunftig vermutlich nicht mehr angeboten. Entsprechend mussten jetzt
(finanzielle) Vorkehrungen getroffen werden, dass bei einer allfalligen weiteren Corona-
Welle erneut mindestens 1500 Intensivpflegeplatze bereit stiinden.

Der Bundesrat verwies in beiden Fragen auf die Zustandigkeit der Kantone. So mussten
die Kantone sowie die Arbeitgebenden fir genlgend Personal in Alters- und
Pflegeheimen sorgen. Einen Armeeeinsatz in den Alters- und Pflegeheimen habe das
Parlament im Ubrigen in der Wintersession 2020 abgelehnt, da die Armee nur subsidiar
tatig werden solle. Die Spitaler hatten zudem ihre Intensivpflegekapazitaten laufend
ausgebaut, wobei der Bundesrat die Finanzierung dieses Ausbaus geregelt habe. Somit
empfahl die Regierung die Motion zur Ablehnung.

In der Sommersession 2021 setzte sich der Nationalrat mit dem Vorstoss seiner
Kommission auseinander. Kommissionssprecher Maillard (sp, VD) anerkannte die
weitreichenden Bemuhungen des Bundesrates sowie die Kompetenzen der Kantone,
wollte den Bundesrat - mit dem Auftrag des Parlaments im Rucken - aber dennoch
beféhigen, praventiv die entsprechenden Plane der Kantone fur den Herbst und Winter
2021 einzuholen. Mit 128 zu 57 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat
fur die Motion aus, die FDP.Liberalen-Fraktion sowie die Mehrheit der Mitte- und eine
Minderheit der SVP-Fraktion lehnten den Vorstoss ab. %

Die SGK-NR verlangte im Marz 2021 mit einer Motion ausreichend finanzielle Mittel fiir
eine systematische Erforschung und wissenschaftliche Begleitung von Long-Covid-
Fallen. Damit Personen mit Long-Covid-Symptomen zuklinftig besser geholfen werden
konne, sollten die bekannten Falle mithilfe einer dem allgemeinen Wissensaustausch
dienenden Anlaufstelle systematisch begleitet werden. Eine Kommissionsminderheit de
Courten (svp, BL) beantragte die Motion zur Ablehnung - im Gegensatz zum Bundesrat.
Dieser anerkannte die Problematik, lehnte aber die Schaffung einer solchen Anlaufstelle
durch den Bund aufgrund einer fehlenden verfassungsrechtlichen Grundlage ab. Es sei
Aufgabe der Kantone, die entsprechenden Strukturen zu schaffen, wobei einige
Kantone bereits damit begonnen hétten. Stattdessen werde er jedoch die ndtigen
Massnahmen zur Behandlung der von Long-Covid betroffenen Personen in seinem
Bericht zur Erfullung des Postulats der SGK-SR (Po. 21.3014) darlegen - wie es das
entsprechende Postulat der Schwesterkommission forderte. Minderheitensprecher de
Courten wies in der Sommersession 2021 auf die bereits in Auftrag gegebenen Studien
zu diesem Thema hin. Er beteuerte deren Notwendigkeit, erachtete aber zusatzliche
Studien, Gelder und Massnahmen zu demselben Thema als nicht nétig. Die grosse
Kammer nahm die Motion jedoch mit 126 zu 51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) deutlich
an. Abgelehnt wurde der Vorstoss von der SVP-Fraktion und einzelnen Mitgliedern der
Mitte-Fraktion. %
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MOTION
DATUM: 17.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOELLE SCHNEUWLY

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOELLE SCHNEUWLY

In der Sommersession 2021 widmete sich der Stadnderat einer im Marz 2021
eingereichten Motion von Othmar Reichmuth (mitte, SZ), mit der er die Aufhebung der
ausserordentlichen Lage forderte, sobald alle Personen den Zugang zu einem
gepriiften Impfstoff haben. Reichmuth verlangte auch, dass keine Sonderprivilegien fur
Geimpfte eingefihrt werden - dieses Verbot sollte einen passiven Impfzwang
verhindern. Fur Reisen ins Ausland sei jedoch allenfalls ein Impfausweis zu erstellen. In
seiner Antwort verwies der Bundesrat darauf, dass die ausserordentliche Lage bereits
seit Juni 2020 aufgehoben sei und aktuell die besondere Lage gemass EpG gelte. Im Mai
2021 habe er zudem in seinem Drei-Phasen-Modell festgelegt, dass die «starkeln]
gesellschaftlicheln] und wirtschaftlicheln] Einschrénkungen» aufgehoben werden
sollen, sobald alle impfwilligen Erwachsenen geimpft sind. In der Sommersession 2021
lobte Reichmuth das Drei-Phasen-Modell und die vom Bundesrat verordneten
Lockerungen per Ende Mai 2021. Dennoch beflirchte er, dass der Bundesrat den
Zeitpunkt fur eine vollstdndige Aufhebung der Massnahmen verpassen werde. Nach
verschiedenen Wortmeldungen entschied der Motionér, seinen Vorstoss zugunsten der
Motion Chiesa (svp, Tl; Mo. 21.3441) mit &hnlichem Inhalt zurlckzuziehen, da seine
eigene Formulierung mit der Forderung nach Aufhebung der ausserordentlichen Lage
fehlerhaft sei. ¢/

Im Juni 2021 forderte die SGK-NR den Bundesrat mittels einer Motion dazu auf, bis
Ende Juni 2023 einen Entwurf flr eine Revision des EpG auszuarbeiten, welcher die
wéhrend der Covid-19-Pandemie gemachten Erfahrungen berulcksichtigt. Die
Landesregierung begrisste das Anliegen, gab aber auch zu bedenken, dass neben der
Bundesebene auch die Kantone berlcksichtigt werden mussten und die angesetzte
Frist sehr sportlich sei. Sollte die Motion vom Nationalrat angenommen werden, so
werde der Bundesrat dem Standerat gegebenenfalls einen Anderungsantrag mit einer
Frist auf Ende 2023 unterbreiten. Stillschweigend nahm die grosse Kammer das
Geschéft in der Herbstsession 2021 an. ¢

Eine grossere Versorgungssicherheit bei Impfstoffen wollte Bea Heim (sp, SO) mittels
einer Motion erreichen, die sie im September 2019 - und somit noch vor der Covid-19-
Pandemie - einreichte. Der Fokus soll dabei auf Impfstoffe gelegt werden, bei denen
ein Risiko fUr Versorgungsengpéasse bestehe. Weiter forderte die Motionéarin einen
zentralen Einkauf, mehrjéhrige Liefervertrage und garantierte Mengen sowie die
Beschleunigung der Zulassung EMA-geprufter Impfstoffe. Der Vorstoss wurde gut zwei
Jahre nach dessen Einreichung im Nationalrat diskutiert. Angelo Barrile (sp, ZH),
welcher die Motion nach dem Ausscheiden Heims aus der grossen Kammer
Ubernommen hatte, veranschaulichte am Beispiel des Mangels an Impfungen gegen
Starrkrampf und Keuchhusten, was es bedeutet, wenn es zu einem Lieferengpass
kommt. Es sei an der Arzteschaft gewesen, Uber die Verteilung des verfligbaren
Impfstoffes zu entscheiden, wobei die Empfehlung herausgegeben worden sei,
werdende Eltern zu bevorzugen und Seniorinnen und Senioren zu vertrosten. So etwas
durfe in der Schweiz nicht wieder geschehen, erklarte Barrile. Gesundheitsminister
Berset flhrte aus, dass die Situation nun eine ganz andere sei als noch bei der
Stellungnahme des Bundesrates im November 2019. Trotzdem beantrage die
Landesregierung weiterhin die Ablehnung des Geschafts. Grund daflr sei, dass sich
eine ganze Reihe an Massnahmen bereits in Umsetzung befinde. So diskutiere man in
Zusammenarbeit mit dem BWL und Swissmedic zwanzig Massnahmen zur Verbesserung
der Versorgung. Bei einer der geplanten Massnahmen handle es sich um den zentralen
Einkauf, welcher allerdings nicht alleine, sondern zusammen mit anderen Massnahmen
beurteilt werden misse. Die Corona-Pandemie habe zudem gezeigt, dass der zentrale
Einkauf im Krisenfall etwas sei, das funktioniert. Was das vereinfachte
Zulassungsverfahren betreffe, so schliesse dieses seit Inkrafttreten der letzten
Anderung des Heilmittelgesetzes auch Impfstoffe mit ein, womit diese Forderung
bereits adressiert werde. Eine Evaluation der Wirksamkeit der ergriffenen Massnahmen
erfolge auf Ende 2020. Ebenfalls fur die Ablehnung der Motion spreche der
Bundesratsbeschluss vom Mai 2021 zur Ausarbeitung einer Strategie zur langfristigen
Sicherung der Versorgung der Schweiz mit Impfstoffen, mit der das EDI und das WBF
beauftragt worden seien. Der Nationalrat liess sich vom Bundesrat jedoch nicht
Uberzeugen und nahm die Motion mit 137 zu 44 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an. Dabei
stammten alle ablehnenden Stimmen aus der SVP-Fraktion.
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ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 01.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

MOTION
DATUM: 18.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Mit einer im September 2021 eingereichten Motion wollte Thomas Aeschi (svp, ZG) daflr
sorgen, dass der Bundesrat auch weiterhin die Kosten aller Covid-19-Tests
libernimmt, solange das Covid-19-Zertifikat gilt. So hatte die Regierung zuvor erklart,
dass Bundesrat und Krankenkassen ab dem 1. Oktober 2021 nur noch die Kosten der
Tests von symptomatischen Personen uUbernehmen werden. Um nicht-geimpfte und
nicht-genesene Personen, die zum Erhalt eines Zertifikats einen Covid-19-Test machen
mussen, nicht zu diskriminieren, musse der Bund die Kosten auch weiterhin
Ubernehmen, betonte Aeschi. In der Herbstsession 2021 und somit elf Tage nach
Einreichung der Motion behandelte der Nationalrat einen Ordnungsantrag des
Motionars auf Aufnahme der Motion in die nationalratliche Traktandenliste des Tages.
Der vom Bundesrat angegebene Grund fiir die Zertifikatspflicht - die Uberlastung des
Spitalwesens - sei nun nicht mehr gegeben. Nun muisse man mit Annahme der Motion
ein Zeichen gegen die Spaltung der Gesellschaft setzen und sich gegentber den Jungen
solidarisch zeigen, argumentierte der Motionédr. Gemass Ruth Humbel (mitte, AG) habe
auch die SGK-NR dem Bundesrat die Fortfihrung der Finanzierung der Covid-Tests
empfohlen, dennoch bat sie den Rat um Ablehnung des Ordnungsantrags, da die Motion
gemass Parlamentsgesetz nicht ohne vorherige Stellungnahme des Bundesrates
behandelt werden dirfe und der Standerat so oder so erst in der Wintersession 2021
Stellung dazu nehmen kdnne. Ratsprasident Aebi (svp, BE) betonte ebenfalls, dass der
Antrag gegen das Parlamentsgesetz verstosse, erlauterte aber erganzend, dass auch ein
gegen das Gesetz oder die Verfassung verstossender Ordnungsantrag dem Rat mit
Verweis auf den Verstoss zur Abstimmung vorgelegt werden durfe. Mit 103 zu 67
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat den Ordnungsantrag ab, womit die
Behandlung der Motion frihestens in der Wintersession 2021 wird erfolgen kénnen. Far
Annahme des Ordnungsantrags stimmten grossmehrheitlich die SVP- und die Grinen-
Fraktion. 7°

In der Wintersession 2021 nahm sich der Stédnderat einer Motion Feller (fdp, VD) an,
welche im Kampf gegen Covid-19 die Durchfiihrung serologischer Tests in Apotheken
forderte. Flr die SGK-SR berichtete Josef Dittli (fdp, UR), dass sich die Situation seit
dem Einreichen des Vorstosses verdndert habe und die entsprechenden Tests
mittlerweile in Schweizer Apotheken angeboten wirden. Die Forderung der Motion sei
daher bereits erflullt respektive uUberholt. Daher empfehle die Kommission die
Ablehnung des Geschafts. Gesundheitsminister Berset kam in seiner Wortmeldung zum
gleichen Schluss. In der Folge lehnte das Stéckli den Vorstoss stillschweigend ab.

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Mitte Mai 2020 reichte die SGK-NR eine Motion ein, mit welcher sich der Bundesrat bei
den Tarifpartnern im Gesundheitswesen sowie den Kantonen fir eine rasche Regelung
der Kosteniibernahme der Zusatzkosten von Covid-19 einsetzen und notfalls - falls
sich diese nicht einigen konnten - selbst entsprechende Regeln erlassen sollte. Die
Kommission sprach  dabei ausdrucklich von Kosten fur Spitédler und
Leistungserbringende, Covid-19-Tests und Schutzausrustungen fur Patientinnen,
Patienten und Mitarbeitende des Gesundheitswesens. Der Bundesrat sah in seiner
Stellungnahme keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Einige Punkte seien bereits
geklart worden, so habe das BAG Richtlinien fur die stationére Kostentibernahme und
Empfehlungen flUr vorlUbergehend anwendbare Abrechnungsmoglichkeiten fur
Leistungen auf Distanz erlassen und die Regelung flir Analysen mit den
Krankenversicherungen gekléart. Die Kantone héatten ihrerseits die Restfinanzierung im
Pflegebereich geregelt. Der Bund selbst Ubernehme aufgrund des Epidemiengesetzes
ausschliesslich die Heilmittelkosten sowie die Kosten flir von seinen Organen
angeordnete Untersuchungen, Uberwachungen und Quaranténe. Schliesslich seien zu
diesem Zeitpunkt aber weder die Hohe der Mehrkosten flr die Behandlung von Covid-
19-Patientinnen und -Patienten noch die Hohe der Gesamtkosten klar. Damit
Uberzeugte er den Nationalrat jedoch nicht: In der Sommersession 2020 sprach sich
dieser einstimmig (mit 187 zu O Stimmen) fir Annahme der Motion aus. 7
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ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 03.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2020 behandelte der Standerat die Motion der SGK-NR fiir eine
rasche Regelung der Kosteniibernahme der Zusatzkosten von Covid-19. Die SGK-SR
hatte zuvor mit 8 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deren Ablehnung beantragt. Man wolle
den Bericht zum eigenen Postulat zu den Corona-Kosten im Gesundheitswesen (Po.
20.3135) abwarten, bevor man Ulber die Kostenverteilung diskutiere, erklarte die
Kommission in ihrem Bericht. Stillschweigend folgte der Rat diesem Antrag und lehnte
die Motion ab. ”®

Noch wéhrend der Covid-19-Pandemie beantragten die Mitte-Fraktion im Nationalrat
(Mo. 20.3263) und Erich Ettlin (cvp, OW; Mo. 20.3282) im Stadnderat in je einer
identischen Motion, dass die Schweiz Lehren aus der Covid-19-Pandemie fiir das
Schweizer Gesundheitssystem ziehen solle. Demnach solle der Bundesrat geeignete
Massnahmen bezlglich der Beanspruchung der medizinischen Notfallversorgung
aufzeigen, die Digitalisierung im Gesundheitswesen forcieren, die Finanzierung
indirekter, durch Einnahmeausfalle der Leistungserbringer entstehende Kosten der
Pandemie regeln, wobei nicht die Prémienzahlenden dafir aufkommen sollten, sowie
den Influenza-Pandemieplan Uberarbeiten. «Die Covid-19-Pandemie ist und war ein
Stresstest flr unser Gesundheitssystem», betonte die Fraktion. Sie habe verschiedene
Defizite im Gesundheitswesen aufgezeigt, die nun angegangen werden mussten.

Der Bundesrat empfahl die Motionen zur Annahme, er habe vor, die «Erfahrungen aus
der aktuellen Pandemie in einem Bericht aufzuarbeiten», dabei werde er die Anliegen
der Motionen umsetzen. Der Bericht kdnne aber erst nach Abschluss der Bewaltigung
der Pandemie erstellt werden. Stillschweigend nahmen National- und Stédnderat die
jeweiligen in ihrem Rat eingereichten Motionen im September 2020 an. 7

In der Frihjahrssession 2021 nahm nach dem Nationalrat auch der Standerat die
Motion der Mitte-Fraktion stillschweigend an, wonach Lehren aus der Covid-19-
Pandemie fiir das Schweizer Gesundheitssystem gezogen werden sollen. Zuvor hatte
sich auch die SGK-SR einstimmig fir die Motion ausgesprochen. ’®

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eineinhalb Monate nach Anpassung der Regeln zur Kurzarbeitsentschadigung an die
Corona-Krise reichte Maya Graf (gp, BL) eine Motion ein, geméass der die
Kurzarbeitsentschadigung fiir Einkommen bis CHF 4'000 wahrend der Corona-
Pandemie 100 Prozent des Monatslohns, statt wie bis anhin 80 Prozent, betragen soll.
Haushalte mit tiefen, nicht existenzsichernden Einkommen seien besonders stark von
der Krise betroffen und man musse verhindern, dass diese Personen unter das
Existenzminimum gerieten und «in die Sozialhilfe gedrangt» wiirden. Ahnliche
Motionen hatten zuvor auch Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH; Mo. 20.3364) und Cédric
Wermuth (sp, AG; Mo. 20.3192) eingereicht.

Der Bundesrat erwiderte in seiner Stellungnahme, dass das Ziel der KAE eben nicht in
der Existenzsicherung der Arbeitnehmenden, sondern in der Verhinderung einer
Ganzarbeitslosigkeit liege. Die vorgeschlagene Ausdehnung der KAE wirde die
entsprechenden Ausgaben um schatzungsweise 3 Prozent erhéhen. Der Bundesrat
habe der ausserordentlichen Situation aber Rechnung getragen, indem im Moment die
Einkinfte aus Zwischenbeschaftigungen wéhrend dem KAE-Bezug bei der
Kurzarbeitsentschadigung nicht mehr abgezogen wuirden, wodurch Betroffene ihr
Einkommen Uber ihren bisherigen Lohn hinaus aufbessern kénnten.

In der Herbstsession 2020 wies der Stadnderat die Motion der SGK-SR zur
Vorbehandlung zu. Dabei kdnne man Uberprifen, ob die Zuweisung der Personen an die
Sozialhilfe gleich teuer komme wie die Erhéhung der KAE fir tiefere Einkommen,
argumentierte Charles Juillard (cvp, JU), der die Uberweisung an die Kommission
beantragt hatte.

Das Parlament habe die Forderung der Motionérin, die Kurzarbeitsentschadigungen fiir
Einkommen bis CHF 4'000 wéhrend der Corona-Pandemie auf 100 Prozent des
Monatslohns zu erhéhen, im Rahmen der ersten Anderung des Covid-19-Gesetzes in
der Wintersession 2020 erfullt, begrindete die Mehrheit der SGK-SR im Januar 2021
ihren Antrag auf Ablehnung der Motion. Eine Kommissionsminderheit um Motionarin
Maya Graf (gp, BL) beantragte aber dennoch, den Vorstoss anzunehmen, weil die
Regelung im Covid-19-Gesetz bis Ende Marz 2021 begrenzt sei, das Problem aber
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voraussichtlich auch noch léanger bestehen werde. Nachdem das Parlament die
entsprechende Regelung in der Friihjahrssession 2021 in der zweiten Anderung des
Covid-19-Gesetzes jedoch bis Ende Juni 2021 verlangert hatte, zog die Motionéarin ihren
Vorstoss Anfang Marz 2021 zurtick. 7’
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